
Fassung vom 30. April 2010 

 

Gesetz vom .............. über die Kinderbetreuung in Tirol 

(Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsgesetz ) 

 

Der Landtag hat beschlossen: 

 

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Anwendungsbereich 

  (1) Dieses Gesetz regelt 

  a) die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege v on Kindern 

in Kinderbetreuungseinrichtungen, 

  b) die Organisation, den Besuch, das Personal und  die Finan-

zierung von Kinderbetreuungseinrichtungen, 

  c) die Aufsicht über Kinderbetreuungseinrichtunge n, 

  d) die fachlichen Anstellungserfordernisse der in  Kinder-

betreuungseinrichtungen und in Schülerheimen einges etzten 

pädagogischen Fachkräfte und 

  e) die Tagesbetreuung von Kindern sowie die Förde rung von 

Kinderspielgruppen. 

  (2) Dieses Gesetz gilt nicht für 

  a) Übungskrippen, Übungskindergärten und Übungsho rte, die 

einer öffentlichen Schule für lehrplanmäßig vorgese hene Übun-

gen eingegliedert sind, 

  b) den Schulbetrieb einschließlich des Betreuungs teils ganz-

tägiger Schulen, 

  c) Schülerheime, mit Ausnahme der in diesem Geset z geregel-

ten Anstellungserfordernisse für pädagogische Fachk räfte an 

Schülerheimen, 

  d) Lehrlingsheime, 

  e) die Betreuung von Gruppen von Kindern in der a ußerschu-

lischen Jugenderziehung, 
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  f) die Betreuung von Kindern, wenn diese nur stun denweise 

und nicht organisiert erfolgt,  

  g) die Betreuung von einzelnen oder mehreren Kind ern durch 

bis zum dritten Grad Verwandte oder Verschwägerte, Wahleltern, 

oder durch nach § 187 ABGB mit der Obsorge betraute  Personen. 

 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

  (1) Kinderbetreuungseinrichtungen sind in einer r äumlichen 

Einheit betriebene Einrichtungen, die zumindest wäh rend des 

Kindergartenjahres geöffnet sind und in denen Kinde r in Kin-

derkrippen-, Kindergarten- oder Hortgruppen (Kinder betreuungs-

gruppen) betreut werden. Wenn der Erhalter eine Geb ietskörper-

schaft ist, handelt es sich um eine öffentliche, so nst um eine 

private Kinderbetreuungseinrichtung. 

  (2) Kinderkrippengruppen sind erste außerfamiliär e, elemen-

tarpädagogische Einrichtungen, die zur Bildung, Erz iehung, Be-

treuung und Pflege von Kindern durch pädagogisches Fachperso-

nal bestimmt sind, und in denen grundsätzlich Kinde r bis zum 

vollendeten dritten Lebensjahr gefördert und betreu t werden. 

  (3) Kindergartengruppen sind elementarpädagogisch e Einrich-

tungen, die zur Bildung, Erziehung und Betreuung vo n Kindern 

durch pädagogisches Fachpersonal bestimmt sind, und  in denen 

grundsätzlich Kinder ab dem vollendeten dritten Leb ensjahr bis 

zum Besuch einer Schule gefördert und betreut werde n. 

  (4) Hortgruppen sind pädagogische Bildungseinrich tungen, in 

denen schulpflichtige Kinder familienunterstützend und fami-

lienergänzend von pädagogischem Fachpersonal geförd ert und be-

treut werden. 

  (5) Einzelintegration ist die zum Zweck der sozia len Inte-

gration erfolgende Betreuung und Förderung von einz elnen oder 

mehreren Kindern mit erhöhtem Förderbedarf gemeinsa m mit Kin-

dern ohne erhöhten Förderbedarf in Kinderkrippen-, Kinder-

garten- oder Hortgruppen.  

  (6) Integrationsgruppen sind Kinderkrippen-, Kind ergarten- 

oder Hortgruppen, in denen mehrere Kinder mit erhöh tem Förder-

bedarf unter Einsatz von heilpädagogischen Maßnahme n zum Zweck 
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der sozialen Integration gemeinsam mit Kindern ohne  erhöhten 

Förderbedarf gefördert und betreut werden. 

  (7) Heilpädagogische Gruppen sind Kinderkrippen-,  Kinder-

garten- oder Hortgruppen, in denen ausschließlich K inder mit 

erhöhtem Förderbedarf gefördert und betreut werden.  

  (8) Alterserweiterte Kinderbetreuungsgruppen sind  Kinder-

krippen-, Kindergarten- oder Hortgruppen, in denen außer Kin-

dern der nach Abs. 2, 3 und 4 grundsätzlich vorgese henen 

Altersgruppen auch Kinder anderer Altersgruppen, un d zwar im 

Alter von zwei Jahren bis zum Ende der allgemeinen Schul-

pflicht, gefördert und betreut werden. 

  (9) Gemeindeübergreifende Kinderbetreuungsgruppen  sind Kin-

derkrippen-, Kindergarten- oder Hortgruppen, in den en Kinder 

aus mehreren Gemeinden gefördert und betreut werden . 

  (10) Kinderspielgruppen sind nicht zwingend währe nd des ge-

samten Kindergartenjahres geöffnete Einrichtungen m it einer 

Öffnungszeit von weniger als zwanzig Stunden pro Wo che, in 

denen es Kindern, die überwiegend von ihren Eltern selbst be-

treut werden, ermöglicht werden soll, Gruppenerfahr ungen mit 

anderen Kindern zu machen, wobei die Betreuung nich t ver-

pflichtend durch pädagogisches Fachpersonal erfolgt . 

  (11) Tagesbetreuung ist die für einen Teil des Ta ges erfol-

gende Übernahme eines Kindes unter 16 Jahren zur re gelmäßigen 

und entgeltlichen Betreuung außerhalb einer Kinderb etreuungs-

einrichtung oder des Schulbetriebes durch andere al s bis zum 

dritten Grad Verwandte oder Verschwägerte, Wahlelte rn, die 

nach § 187 ABGB mit der Obsorge betrauten Personen oder andere 

mit der Pflege und Erziehung betraute Personen. Die  Tagesbe-

treuung kann sowohl im Haushalt einer geeigneten Pe rson 

(Tagesmutter, Tagesvater) als auch in Gruppen mit g eeigneten 

Räumlichkeiten erfolgen.  

  (12) Ganztägiges und ganzjähriges Angebot ist das  Vorhanden-

sein einer für die Eltern in einer angemessenen Ent fernung zum 

Wohnsitz oder Arbeitsplatz erreichbaren Kinderbetre uungs-

gruppe, die 

  a) durchgängig während des gesamten Kinderbetreuu ngsjahres 

mit einer Unterbrechung von höchstens fünf Wochen, 
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  b) mindestens 45 Stunden in der Woche, 

  c) werktags an vier Tagen von Montag bis Freitag jeweils 

mindestens 9 1/2 Stunden und 

  d) mit dem Angebot eines Mittagessens 

  geführt wird. 

  (13) Erhalter ist eine natürliche oder juristisch e Person, 

die für 

  a) die Bereitstellung und Instandhaltung der für den Betrieb 

einer Kinderbetreuungseinrichtung, einer Kinderspie lgruppe 

oder für die Tagesbetreuung notwendigen Gebäude, Rä ume und 

Liegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung und Be heizung, 

  b) die Beistellung des für die Betreuung der Kind er erfor-

derlichen Fachpersonals sowie des für die Betreuung  der Ge-

bäude, Räume und Liegenschaften erforderlichen Hilf spersonals, 

  c) die Bereitstellung und Instandhaltung des Besc häftigungs- 

und Spielmaterials und 

  d) die Deckung des sonstigen Sachaufwandes 

  verantwortlich ist. 

  (14) Errichtung einer Kinderbetreuungseinrichtung  ist ihre 

Gründung in einer bestimmten Organisationsform eins chließlich 

der Festsetzung ihrer örtlichen Lage. 

  (15) Stilllegung einer Kinderbetreuungseinrichtun g ist die 

Einstellung des Kinderbetreuungsbetriebes. 

  (16) Kinderbetreuungsjahr ist der Zeitraum vom 1.  September 

bis zum 31. August des nächstfolgenden Kalenderjahr es. 

  (17) Kindergartenjahr ist der Zeitraum des Unterr ichtsjahres 

im Sinn des § 8 Abs. 1 des Schulzeitgesetzes 1985, BGBl. Nr. 

77/1985, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 

29/2008. Ausgenommen sind die schulfreien Tage nach  § 8 Abs. 3 

und 4 des Schulzeitgesetzes 1985 sowie nach § 110 A bs. 2 des 

Tiroler Schulorganisationsgesetzes 1991, LGBl. Nr. 84/1991, in 

der jeweils geltenden Fassung. 

  (18) Betreuungspersonen sind pädagogische Fachkrä fte und 

Assistenzkräfte. 
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  (19) Pädagogische Fachkräfte sind Personen, die d ie An-

stellungserfordernisse nach den §§ 31 und 32 erfüll en. 

  (20) Assistenzkräfte sind Personen, die pädagogis che Fach-

kräfte bei ihren pädagogischen und betreuenden Aufg aben unter-

stützen und die Anstellungserfordernisse nach den § § 31 und 32 

nicht erfüllen müssen.  

  (21) Stützkräfte sind Assistenzkräfte, die zusätz lich zu den 

Aufgaben nach Abs. 20 auch zur Unterstützung der pä dagogischen 

Fachkräfte bei der Förderung und Betreuung von Kind ern mit er-

höhtem Förderbedarf eingesetzt werden. 

  (22) Eltern sind Vater, Mutter oder sonstige mit der Pflege 

und Erziehung eines Kindes betraute Personen. 

 

§ 3 

Ziele 

  (1) Ziele dieses Gesetzes sind 

  a) die besondere Förderung und Unterstützung der körper-

lichen, seelischen, geistigen, sittlichen und sozia len Ent-

wicklung der Kinder, 

  b) die Sicherstellung optimaler Bildungsmöglichke iten und 

von Chancen für alle Kinder unabhängig von ihrer so zioöko-

nomischen Herkunft, 

  c) die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege v on Kindern 

mit erhöhtem Förderbedarf gemeinsam mit Kindern ohn e erhöhten 

Förderbedarf (Integration), 

  d) die Sicherstellung hoher pädagogischer Bildung squalität 

unter Berücksichtigung aktueller wissenschaftlicher  Erkennt-

nisse, 

  e) die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf u nd Familie 

und die Förderung der Beteiligung der Frauen am Erw erbsleben, 

  f) die Unterstützung und Ergänzung der Familien i n ihren Er-

ziehungs- und Pflegeaufgaben. 

  (2) Die Gewährleistung dieser Ziele soll insbeson dere erfol-

gen durch: 
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  a) die Akzeptanz jedes einzelnen Kindes als eigen e Persön-

lichkeit sowie die Achtung und Förderung der Rechte , Würde, 

Freude und Neugier der Kinder,  

  b) die Erziehung und Bildung der Kinder nach erpr obten ganz-

heitlichen Methoden der Pädagogik unter besonderer Berücksich-

tigung ihres jeweiligen Alters und ihrer individuel len Fähig-

keiten, 

  c) die Förderung der Fort- und Weiterbildung des in der Kin-

derbetreuung tätigen Personals, 

  d) die bedarfsorientierte Entwicklung, Schaffung und Förde-

rung eines flächendeckenden ganztägigen und ganzjäh rigen Ange-

botes an Kinderbetreuungsplätzen für Kinder unter d rei Jahren, 

Kinder zwischen drei Jahren und dem Schulbesuch sow ie für 

schulpflichtige Kinder unter besonderer Berücksicht igung von 

alterserweiterten und gemeindeübergreifenden Lösung en. 

 

§ 4 

Grundsätze 

  (1) Die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern 

in Kinderbetreuungseinrichtungen erfolgt familienun terstützend 

und familienergänzend in Zusammenarbeit zwischen El tern, Be-

treuungspersonal, Erhaltern und dem Land Tirol unte r beson-

derer Berücksichtigung des Kindeswohls. 

  (2) Kinderbetreuungseinrichtungen sind ohne Unter schied der 

Geburt, des Geschlechts, der Herkunft, des Standes,  der Spra-

che und des Bekenntnisses der Kinder allgemein zugä nglich. 

  (3) Die Inanspruchnahme einer Kinderbetreuungsein richtung 

ist freiwillig, soweit nicht eine Besuchspflicht na ch § 26 be-

steht. 

 

§ 5 

Bildungsauftrag, Tiroler Bildungsplan, 

Sprachförderung 

  (1) Die Kinderbetreuungseinrichtungen, die Tagesb etreuung 

sowie die Kinderspielgruppen haben einen Bildungsau ftrag zu 

erfüllen. Dazu hat die Landesregierung in Ergänzung  und Aus-
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führung des Bildungsplans für institutionelle Kinde rbetreu-

ungseinrichtungen im Sinn des Art. 3 Abs. 5 der Ver einbarung 

gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des institution ellen 

Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung de r ver-

pflichtenden frühen sprachlichen Förderung in insti tutionellen 

Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines  bundes-

weiten vorschulischen Bildungsplanes, LGBl. Nr. 13/ 2009, durch 

Verordnung einen Tiroler Bildungsplan zu erlassen. Im Rahmen 

des Tiroler Bildungsplanes hat das Land Tirol geeig nete Maß-

nahmen zur Aus-, Fort- und Weiterbildung des Betreu ungsper-

sonals vorzusehen. 

  (2) Das Land Tirol hat durch geeignete Maßnahmen,  insbeson-

dere solche nach Art. 3 Abs. 3 der im Abs. 1 genann ten Verein-

barung gemäß Art. 15a B-VG, die sprachliche Förderu ng der im 

Rahmen dieses Gesetzes zu betreuenden Kinder zu unt erstützen. 

 

2. Abschnitt 

Organisation von Kinderbetreuungseinrichtungen 

 

1. Unterabschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 6 

Organisationsform 

  (1) In einer Kinderbetreuungseinrichtung können K inder-

krippen-, Kindergarten- und Hortgruppen eingerichte t werden. 

Diese können nach Maßgabe der §§ 18, 19 und 20 jewe ils auch 

als Kinderbetreuungsgruppen mit Einzelintegration, Integra-

tionsgruppen oder heilpädagogische Gruppen geführt werden. 

  (2) Die im Abs. 1 genannten Kinderbetreuungsgrupp en können 

nach Maßgabe des § 21 jeweils auch in einer flexibl en Organi-

sationsform geführt werden. 

  (3) Der Zusammenschluss von Kinderbetreuungsgrupp en unter-

schiedlicher Art ist zulässig. 
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§ 7 

Bezeichnung 

  Kinderbetreuungseinrichtungen von privaten Erhalt ern müssen 

hinsichtlich ihrer Bezeichnung durch die Verwendung  des Zu-

satzes „Privat“ oder eines ähnlichen Zusatzes einde utig von 

öffentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen untersch ieden 

werden können. 

 

§ 8 

Aufgaben 

  (1) Kinderbetreuungseinrichtungen haben insbesond ere die 

Aufgabe, 

  a) jedes Kind seinem Entwicklungsstand entspreche nd unter 

Berücksichtigung allgemein anerkannter Grundsätze d er Bildung, 

Erziehung, Betreuung und Pflege zu fördern und 

  b) die Selbstkompetenz der Kinder zu stärken und zur Ent-

wicklung der Sozial- und Sachkompetenz beizutragen.  

  (2) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben haben Kind erbetreu-

ungseinrichtungen insbesondere 

  a) auf die Entwicklung grundlegender ethischer un d religiö-

ser Werte Bedacht zu nehmen, 

  b) die Fähigkeiten des Erkennens und des Denkens zu fördern, 

  c) die sprachlichen und schöpferischen Fähigkeite n der Kin-

der zur Entfaltung zu bringen, 

  d) auf die körperliche Pflege und Gesundheit, ins besondere 

die gesunde Ernährung, der Kinder zu achten, 

  e) die motorische Entwicklung der Kinder zu unter stützen und  

  f) präventive Maßnahmen zur Verhütung von Fehlent wicklungen 

zu setzen. 

  (3) Kinderkrippengruppen haben insbesondere die A ufgabe, 

Prozesse der Primärsozialisation zu unterstützen, d ie Kinder 

in der aktiven Gestaltung ihrer Entwicklung zu begl eiten sowie 

in intensiver Zusammenarbeit mit den Eltern die fam iliäre Bil-
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dung, Erziehung und Betreuung in der Bindungs-, Los lösungs- 

und Selbstfindungsphase zu ergänzen.  

  (4) Kindergartengruppen haben insbesondere die Au fgabe, die 

Kinder nach elementarpädagogischen Prinzipien unter  besonderer 

Beachtung des ganzheitlichen Lernens mit allen Sinn en auf den 

Schuleintritt vorzubereiten.  

  (5) Hortgruppen haben insbesondere die Aufgabe, d ie Erzie-

hung der Kinder durch die Schule zu unterstützen un d zu ergän-

zen. Die in Hortgruppen tätigen pädagogischen Fachk räfte haben 

nach Möglichkeit mit den Lehrkräften der Kinder zus ammenzuar-

beiten. Dabei sind Möglichkeiten und Hilfen zur Erf üllung 

schulischer Aufgaben unter Anwendung aktueller Lern techniken 

anzubieten und Rahmenbedingungen für eine sinnvolle  Freizeit-

gestaltung zu schaffen. 

 

§ 9 

Versorgungsauftrag, Bedarfserhebung, 

Entwicklungskonzept 

  (1) Die Gemeinden haben zu gewährleisten, dass un ter Berück-

sichtigung von gemeindeübergreifenden und privaten Einrichtun-

gen ein ganztägiges und ganzjähriges Angebot an Bet reuungs-

plätzen in einem solchen Ausmaß sichergestellt ist,  dass eine 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie möglich ist.  

  (2) Die Landesregierung hat ausgehend vom Bestand  an Kinder-

betreuungsplätzen, die in der Gemeinde zur Verfügun g stehen, 

auf Grund statistischer Daten für jede Gemeinde den  zukünfti-

gen Bedarf an Betreuungsplätzen für 

  a) Kinder unter drei Jahren, 

  b) Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Eintri tt der 

Schulpflicht und 

  c) schulpflichtige Kinder, 

jeweils mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde, zu erheb en. 

  (3) Im Rahmen der Erhebung nach Abs. 2 sind jeden falls zu 

berücksichtigen: 

  a) die Art und die jeweilige Anzahl der Betreuung splätze in 

bestehenden Kinderbetreuungseinrichtungen, 
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  b) die Öffnungszeiten der bestehenden Kinderbetre uungsein-

richtungen, 

  c) allfällige sonstige Betreuungsangebote, insbes ondere von 

gemeindeübergreifenden, privaten und schulischen Ei nrichtun-

gen, 

  d) die örtlichen Gegebenheiten, insbesondere die Bevölke-

rungsstruktur, die Wanderungs- und Geburtenbilanz, die Ent-

wicklung des Siedlungsraums und die Entwicklung der  Beschäf-

tigungszahlen unter besonderer Berücksichtigung der  Frauen-

erwerbsquote. 

  (4) Eine Bedarfserhebung nach Abs. 2 und 3 ist mi ndestens 

alle drei Jahre durchzuführen. Treten jedoch in ein er Gemeinde 

Änderungen der für die Kinderbetreuung wesentlichen  Umstände 

ein, so ist schon zu einem früheren Zeitpunkt für d iese Ge-

meinde eine neuerliche Bedarfserhebung durchzuführe n. 

  (5) Das Ergebnis der Bedarfserhebung ist der Geme inde mitzu-

teilen. Reicht danach das vorhandene Angebot in der  Gemeinde 

nicht aus, so hat diese ein Entwicklungskonzept zu erstellen 

und im Gemeinderat zu beschließen. 

  (6) Das Entwicklungskonzept hat geeignete Maßnahm en zur Be-

darfsdeckung darzustellen. Bei seiner Erstellung si nd insbe-

sondere auch die Möglichkeiten der Zusammenarbeit z wischen be-

nachbarten Gemeinden nach § 21 zu berücksichtigen. Die Landes-

regierung hat bei der Erstellung beratend mitzuwirk en. 

  (7) Das Entwicklungskonzept ist der Landesregieru ng, den 

Nachbargemeinden sowie den Erhaltern von Kinderbetr euungsein-

richtungen in der Gemeinde 

  a) vor der Beschlussfassung zur Stellungnahme und  

  b) nach der Beschlussfassung zur Kenntnisnahme 

  zu übermitteln. 

 

§ 10 

Gruppengröße 

  (1) Die zulässige Zahl der Kinder beträgt, soweit  in den 

Abs. 5, 6 und 7 nichts anderes bestimmt ist, 
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  a) in Kinderkrippengruppen mindestens acht und ma ximal 

zwölf, 

  b)in Kindergartengruppen und in Hortgruppen minde stens zwölf 

und maximal zwanzig. 

  (2) In einer Kinderkrippengruppe darf ein Betreuu ngsplatz 

zwischen jeweils zwei Kindern geteilt werden. Ungea chtet des-

sen dürfen nicht mehr als zehn Kinder gleichzeitig anwesend 

sein, wenn in der betreffenden Kinderkrippengruppe drei Kinder 

unter zwei Jahren zu betreuen sind. 

  (3) In einer Hortgruppe darf ein Betreuungsplatz zwischen 

jeweils zwei Kindern unter der Voraussetzung geteil t werden, 

dass 

  a) die Betreuung durch zwei pädagogische Fachkräf te, von 

denen eine über die Anstellungserfordernisse nach §  31 Abs. 1 

lit. c verfügt, gewährleistet ist und 

  b) nicht mehr als zwanzig Kinder gleichzeitig anw esend sind. 

  (4) Wird die Gruppenhöchstzahl überschritten, so sind die 

Kinder auf mehrere Gruppen aufzuteilen, soweit nich t Abs. 5 

anzuwenden ist. Dabei ist darauf zu achten, dass mö glichst 

gleich kleine Gruppen entstehen. 

  (5) In Kinderbetreuungsgruppen ist mit Genehmigun g der Lan-

desregierung eine geringfügige Überschreitung der z ulässigen 

Kinderhöchstzahl zulässig, wenn im Hinblick auf die  räumlichen 

oder personellen Voraussetzungen der Kinderbetreuun gseinricht-

ung die Führung einer weiteren Kinderbetreuungsgrup pe nicht in 

Betracht kommt. Die Genehmigung ist zu erteilen, we nn der 

Erhalter die Notwendigkeit der Überschreitung vor d er Aufnahme 

eines Kindes, die zur Überschreitung 

  a) der zulässigen Kinderhöchstzahl oder 

  b) einer nach diesem Absatz bereits genehmigten h öheren 

Kinderzahl 

  führt, nachweist und die räumlichen Voraussetzung en eine 

Überschreitung zulassen.  

  (6) In Kinderbetreuungsgruppen ist eine geringfüg ige Unter-

schreitung der zulässigen Kindermindestzahl um bis zu zwei 
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Kinder zulässig, wenn die Kinderzahl voraussichtlic h nur für 

einen Zeitraum von höchstens einem Kinderbetreuungs jahr ab-

sinkt. Der Erhalter hat diese Unterschreitung der L andesre-

gierung unverzüglich mitzuteilen.  

  (7) Um eine möglichst wohnortnahe Kinderbetreuung  zu ermög-

lichen, ist mit Genehmigung der Landesregierung die  Führung 

einer Kleinkinderkrippen-, Kleinkindergarten- oder Kleinhort-

gruppe mit mindestens fünf Kindern zulässig, wenn i n einer für 

die Eltern angemessenen Entfernung zum Wohnsitz ode r Arbeits-

platz keine geeignete Kinderbetreuungseinrichtung e rreichbar 

ist. 

 

§ 11 

Öffnungszeiten 

  (1) Der Erhalter hat nach Maßgabe der Abs. 2 bis 6 für jede 

Kinderbetreuungsgruppe eine Tages-, Wochen- und Jah resöff-

nungszeit unter Berücksichtigung eines allfälligen Mittag-

essens festzulegen. Bei der Festlegung dieser Öffnu ngszeiten 

ist auf die Bedürfnisse der Kinder und deren Eltern  sowie auf 

die Dienstzeit des Personals Bedacht zu nehmen.  

  (2) Die Wochenöffnungszeit für Kinderbetreuungsgr uppen hat 

außer in den Fällen der Abs. 3 und 4 mindestens 25 Stunden und 

höchstens 60 Stunden zu betragen. Die Tagesöffnungs zeit für 

Kinderkrippen- und Kindergartengruppen ist außer in  den Fällen 

der Abs. 3 und 4 mindestens von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, für 

Hortgruppen mindestens von 12.00 Uhr bis 16.00 Uhr festzu-

setzen.  

  (3) Die Landesregierung kann für einzelne Kinderb etreuungs-

gruppen kürzere Wochen- oder Tagesöffnungszeiten ge nehmigen, 

wenn 

  a) ein ganztägiges und ganzjähriges Angebot beste ht oder  

  b) es sich um eine Kleinkinderkrippen-, Kleinkind ergarten- 

bzw. Kleinhortgruppe (§ 10 Abs. 7) handelt. 

  Eine Wochenöffnungszeit von 20 Stunden darf jedoc h nicht 

unterschritten werden. 

  (4) Der Erhalter kann als Randzeit festlegen: 
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  a) bei einer Wochenöffnungszeit bis einschließlic h 

30 Stunden jeweils eine halbe Stunde nach dem Begin n und eine 

halbe Stunde vor dem Ende der Tagesöffnungszeit, we nn in die-

sen Zeiträumen regelmäßig nicht mehr als sechs Kind er anwesend 

sind, 

  b) bei einer Wochenöffnungszeit von über 30 Stund en jeweils 

eine Stunde nach dem Beginn und eine Stunde vor dem  Ende der 

Tagesöffnungszeit, wenn in diesen Zeiträumen regelm äßig nicht 

mehr als sechs Kinder anwesend sind. 

  Die restliche Tagesöffnungszeit gilt als Kernzeit . 

  (5) Der Erhalter hat die Kinderbetreuungseinricht ung an 

Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen geschlossen z u halten. 

 

§ 12 

Bauliche Gestaltung, Einrichtung 

  (1) Gebäude, Räume und Liegenschaften, die für Zw ecke einer 

Kinderbetreuungseinrichtung verwendet werden, sind baulich so 

zu gestalten, dass im Interesse des Kindeswohls ein  ordnungs-

gemäßer Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung, in sbesondere 

unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der Pädagogik  sowie die 

Erfordernisse der Sicherheit und der Hygiene, gewäh rleistet 

ist. 

  (2) Kinderbetreuungseinrichtungen haben folgende räumliche 

Mindestausstattung aufzuweisen: 

  a) einen Gruppenraum für jede Kinderbetreuungsgru ppe in der 

unter Bedachtnahme auf die voraussichtliche Kinderz ahl erfor-

derlichen Größe, wobei die Bodenfläche mindestens 2 ,5 m 2 für 

jedes Kind betragen muss, 

  b) ausreichende Kleiderablagen außerhalb der Grup penräume, 

  c) einen Bewegungsraum, 

  d) bei mehrgruppigen Kinderbetreuungseinrichtunge n einen ge-

eigneten Raum als Büro, 

  e) die erforderlichen sanitären Einrichtungen, 

  f) die erforderlichen Nebenräume, darunter jedenf alls eine 

Küche. 
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  (3) Für jede Kinderbetreuungseinrichtung ist bei Vorhanden-

sein einer geeigneten Fläche ein Außenspielplatz zu m Spielen 

und Turnen vorzusehen, der sich nach Möglichkeit in  unmittel-

barer Nähe des Gebäudes der Kinderbetreuungseinrich tung be-

findet. 

  (4) Personalwohnungen im Gebäude der Kinderbetreu ungsein-

richtung müssen einen von den Räumen der Kinderbetr euungsein-

richtung getrennten Zugang haben. 

  (5) Die Landesregierung kann, soweit dies im Inte resse des 

Kindeswohls zur Sicherstellung eines ordnungsgemäße n Betriebs 

von Kinderbetreuungseinrichtungen erforderlich ist,  durch Ver-

ordnung nähere Bestimmungen über die Lage, die baul iche Ge-

staltung, die Größe, die Belichtung, die Lüftung, d ie Behei-

zung und die Einrichtung der Gebäude, Räume und Lie genschaf-

ten, die für Zwecke einer Kinderbetreuungseinrichtu ng verwen-

det werden, erlassen. 

  (6) Die Planunterlagen, die nach den baurechtlich en Vor-

schriften dem Ansuchen um die Erteilung der Baubewi lligung für 

den Neu-, Zu- oder Umbau oder eine sonstige Änderun g von Ge-

bäuden oder Räumen einer Kinderbetreuungseinrichtun g anzu-

schließen sind, bedürfen der vorherigen Genehmigung  durch die 

Landesregierung. Die Genehmigung ist zu erteilen, w enn das ge-

plante Vorhaben den Erfordernissen nach den Abs. 1 bis 5 ent-

spricht. Sie ist unter Bedingungen und/oder mit Auf lagen zu 

erteilen, soweit dies zur Erfüllung dieser Erforder nisse not-

wendig ist. Die Baubewilligung für den Neu-, Zu- od er Umbau 

oder eine sonstige Änderung von Gebäuden oder Räume n einer 

Kinderbetreuungseinrichtung darf erst nach Vorliege n der im 

ersten Satz vorgesehenen Genehmigung erteilt werden . Beschei-

de, mit denen die Baubewilligung vor diesem Zeitpun kt erteilt 

wird, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Feh ler. 

  (7) Gebäude, Räume und Liegenschaften, die für Zw ecke einer 

Kinderbetreuungseinrichtung verwendet werden, dürfe n mit Aus-

nahme der Gruppenräume außerhalb der Betriebszeit f ür andere 

Zwecke verwendet werden, wenn dadurch der ordnungsg emäße Be-

trieb der Kinderbetreuungseinrichtung nicht beeintr ächtigt 

wird. Diese Einschränkungen der Mitverwendung gelte n nicht in 

Katastrophenfällen. 
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§ 13 

Errichtung 

  (1) Zur Errichtung einer Kinderbetreuungseinricht ung sind 

berechtigt: 

  a) Unionsbürger und Staatsangehörige anderer Vert ragsstaaten 

des EWR-Abkommens und der Schweiz, die voll handlun gsfähig und 

in sittlicher Hinsicht verlässlich sind, 

  b) Angehörige der in der lit. a genannten Persone n, die voll 

handlungsfähig und in sittlicher Hinsicht verlässli ch sind; zu 

den Angehörigen zählen: 

1.  ihre Ehegatten, 

2.  ihre eingetragenen Partner, sofern die eingetragene  Part-

nerschaft nach den Rechtsvorschriften eines EU-Mitg lied-

staates, eines anderen Vertragsstaates des EWR-Abko mmens 

oder der Schweiz eingegangen wurde, 

3.  ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehegatten oder 

eingetragenen Partner in absteigender Linie bis zur  

Vollendung des 21. Lebensjahres und, sofern sie ihn en 

Unterhalt gewähren, darüber hinaus, 

4.  ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehegatten oder 

eingetragenen Partner in aufsteigender Linie, sofer n sie 

ihnen Unterhalt gewähren, 

  c) Staatsangehörige anderer Staaten, die voll han dlungsfähig 

und in sittlicher Hinsicht verlässlich sind, soweit  sie auf-

grund von Verträgen im Rahmen der europäischen Inte gration 

Unionsbürgern hinsichtlich der Bedingungen der Nied erlassung 

gleichgestellt sind, 

  d) Personen, die über einen Aufenthaltstitel „Dau eraufent-

halt-EG“ oder „Daueraufenthalt-Familienangehöriger“  nach § 45 

bzw. § 48 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz es, BGBl. I 

Nr. 157/2005, zuletzt geändert durch das Gesetz BGB l. I Nr. 

135/2009, verfügen, 

  e) juristische Personen, die ihren Sitz in einem EU-Mit-

gliedstaat oder in einem anderen Vertragsstaat des EWR-Ab-
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kommens haben und deren vertretungsbefugte Organe v oll hand-

lungsfähig und in sittlicher Hinsicht verlässlich s ind, 

  f) juristische Personen, die ihren Sitz in einem anderen 

Staat haben und deren vertretungsbefugte Organe vol l hand-

lungsfähig und in sittlicher Hinsicht verlässlich s ind, soweit 

diese juristischen Personen aufgrund von Verträgen im Rahmen 

der europäischen Integration juristischen Personen im Sinn der 

lit. e hinsichtlich der Bedingungen der Niederlassu ng gleich-

gestellt sind, 

  g) Körperschaften öffentlichen Rechts, gesetzlich  anerkannte 

Kirchen und Religionsgesellschaften sowie deren Ein richtungen. 

  (2) Die Errichtung ist nur zulässig, wenn die nac h diesem 

Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnun-

gen für den ordnungsgemäßen Betrieb einer Kinderbet reuungsein-

richtung vorgesehenen Voraussetzungen, insbesondere  in pädago-

gischer, personeller, hygienischer, organisatorisch er und 

räumlicher Hinsicht, vorliegen.  

  (3) Der Erhalter hat der Landesregierung die Erri chtung spä-

testens drei Monate vor der beabsichtigten Aufnahme  des Be-

triebs schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat alle  zum Nach-

weis der Voraussetzungen nach Abs. 1 und 2 erforder lichen An-

gaben bzw. Unterlagen, insbesondere den baurechtlic hen Bewil-

ligungsbescheid und ein Organisationskonzept, zu en thalten. 

  (4) Die Landesregierung hat die Errichtung binnen  zwei Mona-

ten nach dem Einlangen der vollständigen Anzeige zu  prüfen. 

Ergibt sich dabei, dass die Voraussetzungen nach Ab s. 1 oder 2 

nicht vorliegen, so ist die Errichtung zu untersage n. Eine 

Untersagung kommt jedoch nicht in Betracht, wenn di e Einhal-

tung der Voraussetzungen nach Abs. 2 durch die Vors chreibung 

entsprechender Bedingungen und/oder Auflagen sicher gestellt 

werden kann. In einem solchen Fall ist die Errichtu ng unter 

den erforderlichen Bedingungen und/oder Auflagen zu  genehmi-

gen. 

  (5) Erfolgt innerhalb der im Abs. 4 genannten Fri st keine 

bescheidmäßige Erledigung der Anzeige, so gilt die Errichtung 

der Kinderbetreuungseinrichtung als genehmigt. 
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§ 14 

Stilllegung 

  (1) Der Erhalter kann die Kinderbetreuungseinrich tung 

jederzeit stilllegen. Der Erhalter hat diese Stilll egung der 

Landesregierung spätestens drei Monate im Voraus sc hriftlich 

mitzuteilen.  

  (2) Der Erhalter hat die Kinderbetreuungseinricht ung 

stillzulegen, wenn eine der gesetzlich oder durch V erordnung 

vorgesehenen Voraussetzungen für den ordnungsgemäße n Betrieb, 

insbesondere in pädagogischer, personeller, hygieni scher, or-

ganisatorischer oder räumlicher Hinsicht, weggefall en ist. Der 

Erhalter hat diese Stilllegung der Landesregierung 

unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

  (3) Die Wiederaufnahme des Betriebs einer stillge legten Kin-

derbetreuungseinrichtung bedarf erneut einer Anzeig e nach § 13 

Abs. 3.  

 

§ 15 

Kinderbetreuungsversuche 

  (1) Zur Erprobung neuer Formen der Bildung, Erzie hung, 

Betreuung und Pflege von Kindern können mit Genehmi gung der 

Landesregierung Kinderbetreuungsgruppen unter Bedac htnahme auf 

die örtlichen Gegebenheiten abweichend von einzelne n Bestim-

mungen dieses Gesetzes in Form eines Versuches gefü hrt werden. 

  (2) Die Genehmigung ist vom Erhalter bei der Land esregierung 

zu beantragen. Der Antrag hat eine Versuchsbeschrei bung zu 

enthalten. Vor der Einbringung des Antrages hat der  Erhalter 

die Eltern über die beabsichtigte Durchführung des Versuchs im 

Rahmen einer Elternversammlung zu informieren. 

  (3) Die Landesregierung hat die Genehmigung befri stet sowie 

erforderlichenfalls unter Bedingungen und/oder Aufl agen zu er-

teilen, wenn 

  a) die Voraussetzungen nach Abs. 1 vorliegen, 

  b) die Versuchsbeschreibung von den Bestimmungen dieses Ge-

setzes nur insoweit abweicht, als dies im Hinblick auf den 

Versuchszweck und das Versuchsziel unbedingt erford erlich ist, 



 - 18 - 

  c) die Durchführung des Versuchs die Erfüllung de r Aufgabe 

der Kinderbetreuungseinrichtung nicht gefährdet und  

  d) der Erhalter seiner Informationspflicht gegenü ber den El-

tern nach Abs. 2 nachweislich nachgekommen ist. 

  (4) Das Land Tirol kann Kinderbetreuungsversuche abweichend 

von § 38 unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Ver-

suchs, etwa im Hinblick auf den Personalaufwand, di e Anzahl 

der betreuten Kinder, die räumlichen Voraussetzunge n oder das 

pädagogische Konzept, fördern.  

 

§ 16 

Pädagogisches Konzept 

  (1) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der pädag ogischen 

Qualität ist von der Leitung (§ 30) ein pädagogisch es Konzept 

zu erarbeiten, das unter Berücksichtigung des Tirol er Bil-

dungsplans (§ 5 Abs. 1) und geltender Bildungsstand ards die 

pädagogischen Grundsätze der Tätigkeit in den Kinde rbetreu-

ungsgruppen beschreibt. 

  (2) Das pädagogische Konzept hat zur Sicherung un d Weiter-

entwicklung der Qualität des Personals die regelmäß ige Durch-

führung geeigneter Maßnahmen der Personal- und Team entwicklung 

vorzusehen. 

  (3) Das pädagogische Konzept hat in der Kinderbet reuungsein-

richtung aufzuliegen. Den Eltern ist auf Verlangen die Ein-

sichtnahme in das pädagogische Konzept zu ermöglich en. 

 

2. Unterabschnitt 

Integration und heilpädagogische Kinderbetreuung 

§ 17 

Integration 

  (1) Die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern 

mit erhöhtem Förderbedarf kann erfolgen in 

  a) Kinderbetreuungsgruppen mit Einzelintegration,  

  b) Integrationsgruppen oder 

  c) heilpädagogischen Gruppen. 
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  (2) Für die in Abs. 1 genannten Betreuungsformen gelten, so-

weit in den §§ 18, 19 und 20 nichts anderes bestimm t ist, die 

Bestimmungen für Kinderkrippen-, Kindergarten- und Hortgruppen 

sinngemäß. 

 

§ 18 

Einzelintegration 

  (1) Im Rahmen der Einzelintegration sind die für nach § 8 

festgelegten Aufgaben unter besonderer Berücksichti gung des 

Integrationszieles zu erfüllen. 

  (2) Die Betreuung von Kindern in Einzelintegratio n bedarf 

der Genehmigung durch die Landesregierung. Diese is t zu er-

teilen, wenn 

  a) das Vorliegen, die Art und das Ausmaß des erhö hten För-

derbedarfs eines Kindes oder mehrerer Kinder, desse n (deren) 

Einzelintegration beabsichtigt ist, nachgewiesen is t, 

  b) das Ziel der sozialen Integration dieses Kinde s (dieser 

Kinder) mit Kindern ohne erhöhten Förderbedarf in d er Gruppe 

gewährleistet ist, 

  c) die unter Berücksichtigung des Ausmaßes des er höhten För-

derbedarfes des zu integrierenden Kindes (der zu in tegrieren-

den Kinder) erforderlichen Stützkräfte vom Erhalter  bereitge-

stellt werden, 

  d) ein Verlaufsplan vorgelegt wird und 

  e) die räumlichen Voraussetzungen für die Einzeli ntegration 

vorliegen. 

  (3) Das Land Tirol hat durch die Bereitstellung v on Fachbe-

ratern für Integration die für die Einzelintegratio n erforder-

liche Fachberatung der Eltern, der Erhalter und der  pädago-

gischen Fachkräfte sicherzustellen. 

 

§ 19 

Integrationsgruppen 

  (1) Integrationsgruppen haben zusätzlich zu den A ufgaben 

nach § 8 insbesondere die Aufgabe, durch die gemein same Erzie-
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hung und Betreuung von Kindern mit erhöhtem Förderb edarf und 

Kindern ohne erhöhten Förderbedarf nach erprobten w issen-

schaftlichen Grundsätzen, insbesondere auf dem Gebi et der In-

tegration, zwischen den Kindern soziale Kontakte an zubahnen 

und weiterzuentwickeln sowie das gegenseitige Verst ändnis zu 

fördern. 

  (2) Die zulässige Zahl der Kinder beträgt abweich end von 

§ 10 Abs. 1 

  a) in Integrationskinderkrippengruppen mindestens  sechs und 

höchstens zehn; von diesen dürfen höchstens drei Ki nder einen 

erhöhten Förderbedarf aufweisen; 

  b) in Integrationskindergarten- und Integrationsh ortgruppen 

mindestens zehn und maximal 15; von diesen dürfen h öchstens 

drei Kinder einen erhöhten Förderbedarf aufweisen. 

  (3) Jede Integrationsgruppe ist abweichend von § 29 Abs. 3, 

4 und 5 mit zwei pädagogischen Fachkräften zu beset zen, wobei 

mindestens eine pädagogische Fachkraft die Anstellu ngserfor-

dernisse für heilpädagogische Gruppen und Integrati onsgruppen 

zu erfüllen hat. Werden in einer Kinderbetreuungsei nrichtung 

mehrerer Integrationsgruppen geführt, so hat für je weils zwei 

Integrationsgruppen nur eine pädagogische Fachkraft  diese An-

stellungserfordernisse zu erfüllen. 

  (4) Jene pädagogische Fachkraft, die die Anstellu ngserfor-

dernisse für heilpädagogische Gruppen und Integrati onsgruppen 

erfüllt, hat für jedes einzelne Kind mit erhöhtem F örderbedarf 

einen Förderplan zu entwickeln und umzusetzen. Dies er hat dem 

individuellen Entwicklungsstand des Kindes und den jeweils 

neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen auf dem G ebiet der 

Integration zu entsprechen.  

  (5) In Integrationsgruppen können für Kinder mit erhöhtem 

Förderbedarf auch Rehabilitationsmaßnahmen nach Maß gabe des 

Tiroler Rehabilitationsgesetzes, LGBl. Nr. 58/1983,  in der je-

weils geltenden Fassung durchgeführt werden.  
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§ 20 

Heilpädagogische Gruppen 

  (1) Heilpädagogische Gruppen haben zusätzlich zu den Aufga-

ben nach § 8 insbesondere die Aufgabe, Kinder mit e rhöhtem 

Förderbedarf nach erprobten wissenschaftlichen Grun dsätzen, 

insbesondere auf dem Gebiet der Heilpädagogik, in i hrer Ent-

wicklung zu fördern und zu betreuen. 

  (2) In heilpädagogischen Gruppen beträgt die zulä ssige Zahl 

der Kinder abweichend von § 10 mindestens vier und maximal 

acht. 

  (3) Jede heilpädagogische Gruppe ist abweichend v on § 29 

Abs. 3, 4 und 5 mit zwei pädagogischen Fachkräften zu beset-

zen, wobei mindestens eine pädagogische Fachkraft d ie An-

stellungserfordernisse für heilpädagogische Gruppen  und Inte-

grationsgruppen zu erfüllen hat.  

  (4) Jene pädagogische Fachkraft, die die Anstellu ngserfor-

dernisse für heilpädagogische Gruppen und Integrati onsgruppen 

erfüllt, hat für jedes einzelne Kind mit erhöhtem F örderbedarf 

einen Förderplan zu entwickeln und umzusetzen. Dies er hat dem 

individuellen Entwicklungsstand des Kindes und den jeweils 

neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen auf dem G ebiet der 

Heilpädagogik zu entsprechen.  

  (5) § 19 Abs. 5 gilt sinngemäß. 

 

3. Unterabschnitt 

Flexible Organisationsformen 

§ 21 

Alterserweiterte und gemeindeübergreifende 

Kinderbetreuungsgruppen 

  (1) Die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kin-

dern, insbesondere am Nachmittag und außerhalb des Kindergar-

tenjahres, kann durch Kinderbetreuungsgruppen erfol gen, die 

alterserweitert oder gemeindeübergreifend geführt w erden.  

  (2) Für alterserweiterte und gemeindeübergreifend e Kinder-

betreuungsgruppen gelten, soweit in den Abs. 3 bis 6 nichts 
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anderes bestimmt ist, die Bestimmungen für Kinderkr ippen-, 

Kindergarten- und Hortgruppen sinngemäß. 

  (3) In alterserweiterten Kinderbetreuungsgruppen sind – ab-

hängig davon, ob und in welchem Ausmaß eine Kinderk rippen-, 

eine Kindergarten- oder eine Hortgruppe alterserwei tert ge-

führt wird – zusätzlich zu erfüllen: 

  a) hinsichtlich der Kinder unter drei Jahren die Aufgaben 

der Kinderkrippengruppe, 

  b) hinsichtlich der Kinder zwischen drei Jahren u nd dem Be-

such einer Schule die Aufgaben der Kindergartengrup pe und 

  c) hinsichtlich der Kinder im schulpflichtigen Al ter die 

Aufgaben der Hortgruppe. 

  (4) Die Einrichtung einer alterserweiterten Kinde rbetreu-

ungsgruppe bedarf der Genehmigung durch die Landesr egierung. 

Diese ist zu erteilen, wenn 

  a) eine der Form und dem Ausmaß der Alterserweite rung ent-

sprechende Aufgabenerfüllung (Abs. 3) sichergestell t ist, 

  b) die räumlichen Voraussetzungen für die Einrich tung der 

alterserweiterten Kinderbetreuungsgruppe vorliegen und 

  c) gewährleistet ist, dass in der Kernzeit (§ 11 Abs. 4) 

jede alterserweiterte Kinderbetreuungsgruppe ab ein er Größe 

von zehn Kindern außer mit der pädagogischen Fachkr aft zumin-

dest mit einer Assistenzkraft besetzt ist.  

  (5) Die Einrichtung einer gemeindeübergreifenden Kinderbe-

treuungsgruppe ist nach Maßgabe der in diesem Geset z für Kin-

derkrippen-, Kindergarten- oder Hortgruppen vorgese henen Vo-

raussetzungen ohne weitere Genehmigung zulässig. 

  (6) Die Einrichtung einer Kindergartengruppe, die  sowohl 

alterserweitert als auch gemeindeübergreifend gefüh rt wird und 

die ein ganztägiges und ganzjähriges Angebot gewähr leistet, 

bedarf der Genehmigung durch die Landesregierung. D iese ist zu 

erteilen, wenn  

  a) ein ganztägiges und ganzjähriges Angebot nicht  auch durch 

andere Kinderbetreuungsgruppen sichergestellt werde n kann, die 

nicht sowohl alterserweitert als auch gemeindeüberg reifend ge-

führt werden, 
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  b) ausschließlich Kinder zwischen zwei und zehn J ahren be-

treut werden, die in den betroffenen Gemeinden geme ldet sind 

oder deren Eltern in den betroffenen Gemeinden beru fstätig 

sind, 

  c) eine Vereinbarung zwischen dem Erhalter und de n betroffe-

nen Gemeinden über die Organisation dieser Kinderga rtengruppe, 

insbesondere die Personalbereitstellung, die Eltern beiträge, 

die Finanzierung des nicht durch Elternbeiträge und  Beiträge 

des Landes abgedeckten Aufwandes, die besuchsberech tigten 

Kinder und die Öffnungszeiten vorliegt, 

  d) geeignete Räumlichkeiten für die alterserweite rte und 

ganztägige Führung der Kindergartengruppe vorhanden  sind, 

  e) die Zahl der Kinder am Nachmittag und in Zeite n außerhalb 

des Kindergartenjahres mindestens sechs und maximal  sechzehn 

beträgt, wobei ein Betreuungsplatz zwischen jeweils  zwei Kin-

dern geteilt werden kann, 

  f) die Kindergartengruppe zumindest mit einer päd agogischen 

Fachkraft und – ab einer Gruppengröße von zwölf Kin dern oder 

bei mehr als zwei anwesenden Kindern unter drei Jah ren – 

zusätzlich mit einer Assistenzkraft besetzt ist, 

  g) die Elternbeiträge für alle besuchsberechtigte n Kinder 

unabhängig von der Gemeindezugehörigkeit gleich hoc h sind. 

 

3. Abschnitt 

Besuch von Kinderbetreuungseinrichtungen 

§ 22 

Aufnahme, Widerruf der Aufnahme 

  (1) Für die Aufnahme in eine Kinderbetreuungseinr ichtung ist 

eine Anmeldung des Kindes durch die Eltern erforder lich.  

  (2) Wird nichts anderes vereinbart, gilt die Aufn ahme für 

die gesamte Öffnungszeit. Der Besuch kann mit Zusti mmung des 

Erhalters auch nur für einen Teil der Öffnungszeit erfolgen, 

wenn dadurch das Ausmaß der Besuchspflicht (§ 26 )  nicht unter-

schritten wird. 
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  (3) Der Erhalter darf die Aufnahme eines Kindes, mit Aus-

nahme besuchspflichtiger Kinder (§ 26), nur verweig ern oder 

widerrufen, wenn 

  a) die vorhandenen Gruppenräume und die festgeset zte Höchst-

zahl der Kinder in den einzelnen Kinderbetreuungsgr uppen die 

Betreuung eines weiteren Kindes nicht zulassen,  

  b) die Eltern eine ihnen obliegende Verpflichtung  trotz vor-

heriger schriftlicher Mahnung nicht erfüllen oder 

  c) aufgrund ärztlicher oder psychologischer Gesic htspunkte 

eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege 

den Bedürfnissen des Kindes nachweislich besser ger echt wird.  

  (4) Können nach Maßgabe des Abs. 3 lit. a nicht a lle für den 

Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung angemeldeten  Kinder 

aufgenommen werden, so sind der Reihe nach aufzuneh men: 

  a) besuchspflichtige Kinder (§ 26), 

  b) Kinder, die die Kinderbetreuungseinrichtung be reits be-

suchen,  

  c) Kinder, die in der betreffenden Gemeinde ihren  Hauptwohn-

sitz haben, 

  d) Kinder, deren Eltern berufstätig sind, 

  e) Kinder, deren Eltern nachweislich arbeitsuchen d sind, 

  f) Kinder, die nach ihrem Alter dem Schuleintritt  am nächs-

ten stehen. 

  (5) Wird die Aufnahme eines Kindes verweigert ode r wider-

rufen, so hat der Erhalter dies auf Verlangen der E ltern 

schriftlich zu begründen und diese Begründung der A ufsichts-

behörde zur Kenntnis zu bringen. 

 

§ 23 

Kinderbetreuungseinrichtungsordnung 

  Der Erhalter kann in einer Kinderbetreuungseinric htungsord-

nung unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen dieses  Gesetzes 

nähere Regelungen für den Betrieb der Kinderbetreuu ngseinrich-

tung treffen. Diese ist den Eltern bei der Anmeldun g eines 

Kindes zur Kenntnis zu bringen. 
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§ 24 

Suspendierung 

  (1) Der Erhalter kann für einen bestimmten Zeitra um schrift-

lich die Suspendierung eines Kindes vom Besuch der Kinderbe-

treuungseinrichtung aussprechen, wenn eine Eigen- o der Fremd-

gefährdung dieses Kindes oder anderer sich regelmäß ig in der 

Kinderbetreuungseinrichtung aufhaltender Personen v orliegt. 

  (2) Der Erhalter hat die Suspendierung auf Verlan gen der El-

tern schriftlich zu begründen und diese Begründung der Auf-

sichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 

 

§ 25 

Aufenthaltsdauer 

  (1) Die wöchentliche Aufenthaltsdauer eines Kinde s in einer 

Kinderbetreuungseinrichtung darf jenen Zeitraum nic ht über-

steigen, der erforderlich ist, um eine Vollbeschäft igung bei-

der Eltern im Ausmaß von 40 Stunden pro Woche zu er möglichen. 

  (2) Der Erhalter hat mit den Eltern zu vereinbare n, dass ihr 

Kind insgesamt mindestens fünf Wochen pro Kinderbet reuungs-

jahr, davon mindestens zwei Wochen durchgehend, auß erhalb der 

Kinderbetreuungseinrichtung betreut wird.  

  (3) Die Leitung (§ 30) hat für jedes Kind Aufzeic hnungen 

über die An- und Abwesenheit in bzw. von der Kinder betreuungs-

einrichtung zu führen. 

 

§ 26 

Pflicht zum Besuch einer Kindergartengruppe 

  (1) Die Eltern haben dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinder 

mit Hauptwohnsitz in Tirol, die am 31. August vor d em Beginn 

des Kindergartenjahres ihr fünftes Lebensjahr volle ndet haben 

und im Folgejahr schulpflichtig werden, im Ausmaß d es Abs. 2 

eine Kindergartengruppe besuchen. 

  (2) Die Besuchspflicht besteht im Ausmaß von 20 S tunden an 

mindestens vier Werktagen pro Woche. Die Besuchspfl icht gilt 

während des Kindergartenjahres, ausgenommen bei ein er all-
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fälligen Unbenützbarkeit des Gebäudes sowie bei Vor liegen der 

sonstigen im § 8 Abs. 8 des Schulzeitgesetzes 1985 angeführten 

Gründe. 

  (3) Die Gemeinde hat die Eltern der in Betracht k ommenden 

Kinder spätestens im Dezember vor dem Beginn des ve rpflichten-

den Kindergartenjahres schriftlich über die Besuchs pflicht zu 

informieren. 

  (4) Nach Anzeige durch die Eltern können Kinder v on der Be-

suchspflicht nach Abs. 1 ausgenommen werden, wenn  

  a) ihnen aus medizinischen Gründen, aufgrund eine s besonde-

ren sonderpädagogischen Förderbedarfs, aufgrund sch wieriger 

Wegverhältnisse oder aufgrund der Entfernung zwisch en ihrem 

Wohnort und der nächstgelegenen Kindergartengruppe der Besuch 

nicht zugemutet werden kann,  

  b) sie vorzeitig die Schule besuchen, 

  c) sie einen Übungskindergarten im Sinn des § 1 A bs. 2 

lit. a besuchen, 

  d) sie eine sonstige Kinderbetreuungsgruppe besuc hen und 

sichergestellt ist, dass die Bildungsaufgaben dort ent-

sprechend dem Tiroler Bildungsplan (§ 5 Abs. 1) wah rgenommen 

werden, 

  e) sie häuslich erzogen oder im Rahmen einer Tage sbetreuung 

betreut werden und sichergestellt ist, dass die Bil dungsauf-

gaben entsprechend dem Leitfaden nach Art. 2 Abs. 6  der Ver-

einbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Einführung d er halb-

tägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förder ung in in-

stitutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, LGBl.  Nr. 

64/2009, wahrgenommen werden. 

  (5) Eine Anzeige nach Abs. 4 ist bis spätestens E nde Februar 

vor dem Beginn des Kindergartenjahres bei der Gemei nde, in der 

das Kind seinen Hauptwohnsitz hat, schriftlich einz ubringen. 

Die Anzeige ist zu begründen. 

  (6) Die Wohnsitzgemeinde hat die Anzeige unverzüg lich an die 

örtlich zuständige Bezirksverwaltungsbehörde weiter zuleiten. 

Liegen die Voraussetzungen für eine Ausnahme nicht vor, so hat 

die Bezirksverwaltungsbehörde den Eltern binnen sec hs Wochen 
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ab dem Einlagen der vollständigen Anzeige die Ausna hme von der 

Besuchspflicht zu versagen. Der Versagungsbescheid ist der 

Wohnsitzgemeinde und der Landesregierung zur Kenntn is zu brin-

gen. Lässt die Bezirksverwaltungsbehörde die genann te Frist 

verstreichen, so gilt die Ausnahme von der Besuchsp flicht als 

genehmigt.  

  (7) Besuchspflichtige Kinder dürfen der Kindergar tengruppe 

nur im Fall einer gerechtfertigten Verhinderung fer nbleiben. 

Eine solche liegt insbesondere bei Erkrankung des K indes oder 

der Eltern, bei Urlaub im Ausmaß von höchstens drei  Wochen 

innerhalb des Kindergartenjahres sowie bei außergew öhnlichen 

Ereignissen vor. 

  (8) Der Erhalter hat für die besuchspflichtigen K inder fest-

zulegen, zu welchen Zeiten sie die Kindergartengrup pe jeden-

falls besuchen müssen. Dieser Zeitraum ist gesonder t bekannt 

zu machen. 

 

§ 27 

Mitwirkung der Eltern 

  (1) Jede gruppenführende pädagogische Fachkraft ( § 29 

Abs. 2) hat mindestens zwei Mal im Jahr Elternversa mmlungen 

für die von ihr geführte Kinderbetreuungsgruppe dur chzuführen. 

Der Termin der Elternversammlung ist den Eltern zum indest zwei 

Wochen im Voraus anzukündigen und dem Erhalter mitz uteilen. 

Die erste Elternversammlung ist innerhalb der erste n vier 

Wochen des Kindergartenjahres durchzuführen. 

  (2) Die Eltern sind in den Elternversammlungen be rechtigt, 

ihre Vorstellungen hinsichtlich der Festlegung der Öffnungs-

zeiten, der Ferienzeiten und in sonstigen organisat orischen 

Fragen einzubringen. 

  (3) Die Hälfte der Eltern jener Kinder, die eine Kinderbe-

treuungsgruppe besuchen, haben das Recht, die Einbe rufung 

einer Elternversammlung binnen 14 Tagen zu verlange n. 

  (4) Ein Elternbeirat ist einzusetzen, wenn sich d ie Mehrheit 

der bei der Elternversammlung anwesenden Eltern daf ür aus-

spricht. Zu diesem Zweck haben die Eltern aus ihrer  Mitte drei 

Vertreter in den Elternbeirat zu wählen. Für jedes Mitglied 



 - 28 - 

des Elternbeirates kann in gleicher Weise ein Ersat zmitglied 

gewählt werden. 

  (5) Der Elternbeirat kann der gruppenführenden pä dagogischen 

Fachkraft Vorschläge, Wünsche und Beschwerden mitte ilen. Diese 

hat das Vorbringen zu prüfen, mit den Mitgliedern d es Eltern-

beirats zu besprechen und anschließend den Erhalter  zu infor-

mieren. 

 

§ 28 

Pflichten der Eltern 

  (1) Die Eltern haben mit dem Erhalter und den päd agogischen 

Fachkräften zusammenzuarbeiten sowie die bei der Au fnahme des 

Kindes und die gegebenenfalls in der Kinderbetreuun gseinrich-

tungsordnung festgelegten Pflichten einzuhalten. 

  (2) Die Eltern haben für eine entsprechende Körpe rpflege und 

Kleidung ihrer Kinder Sorge zu tragen.  

  (3) Die Eltern haben Kinder im noch nicht schulpf lichtigen 

Alter in die Kinderbetreuungseinrichtung zu bringen  und von 

dort rechtzeitig abzuholen oder dafür zu sorgen, da ss die Kin-

der auf dem Weg zur und von der Kinderbetreuungsein richtung 

von einer geeigneten Person begleitet werden. 

  (4) Die Eltern haben dafür zu sorgen, dass der Be such der 

Kinderbetreuungseinrichtung durch ihre Kinder entsp rechend den 

festgesetzten bzw. vereinbarten Öffnungszeiten erfo lgt. Ist 

ein Kind verhindert, die Kinderbetreuungseinrichtun g zu be-

suchen, so haben die Eltern die Leitung hievon ehes tmöglich zu 

benachrichtigen. Die Eltern von besuchspflichtigen Kindern 

(§ 26) haben dafür Sorge zu tragen, dass ihre Kinde r der Be-

suchspflicht nachkommen. 

  (5) Die Eltern haben den vom Erhalter festgesetzt en Beitrag 

für den Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung unte r den vom 

Erhalter festgesetzten Bedingungen regelmäßig zu en trichten.   

  (6) Die Eltern haben die Leitung der Kinderbetreu ungsein-

richtung über anzeigepflichtige Krankheiten des Kin des oder 

von Personen, die im selben Haushalt mit dem Kind l eben, un-

verzüglich zu verständigen. In einem solchen Fall i st das Kind 

so lange vom Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung  fernzu-
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halten, bis keine Gefahr der Ansteckung anderer Kin der und des 

Personals mehr besteht. 

 

4. Abschnitt 

Personal von Kinderbetreuungseinrichtungen 

§ 29 

Mindestpersonaleinsatz 

  (1) Der Erhalter hat nach Maßgabe der Abs. 2 bis 7 pädago-

gische Fachkräfte und Assistenzkräfte sowie das not wendige 

Hauspersonal heranzuziehen. Das Personal muss eigen berechtigt 

sowie körperlich, persönlich und fachlich für die j eweilige 

Tätigkeit geeignet sein.  

  (2) Jede Kinderbetreuungsgruppe ist durch eine pä dagogische 

Fachkraft verantwortlich zu führen.  

  (3) Für jede Kinderkrippengruppe ist zumindest ei ne pädago-

gische Fachkraft nach § 31 Abs. 1 lit. a und zumind est eine 

Assistenzkraft heranzuziehen. 

  (4) Für jede Kindergartengruppe ist zumindest 

  a) eine pädagogische Fachkraft nach § 31 Abs. 1 l it. b und 

  b) in der Kernzeit (§ 11 Abs. 4) je 15 der in den  Kindergar-

tengruppen betreuten Kinder mindestens eine Betreuu ngsperson 

  heranzuziehen.  

  (5) Für jede Hortgruppe ist zumindest eine pädago gische 

Fachkraft nach § 31 Abs. 1 lit. c heranzuziehen. Fü r jede 

Hortgruppe ist darüber hinaus in der Kernzeit zumin dest eine 

Assistenzkraft bzw. im Fall der Teilung eines Betre uungsplat-

zes nach § 10 Abs. 3 eine weitere pädagogische Fach kraft 

heranzuziehen. 

  (6) In den Randzeiten (§ 11 Abs. 4) darf vom Mind estperso-

naleinsatz nach Abs. 3, 4 und 5 insofern abgewichen  werden, 

als in diesen Zeiten nicht durchgängig zwei Betreuu ngspersonen 

anwesend sein müssen.  

  (7) Im Fall der Abwesenheit der gruppenführenden pädago-

gischen Fachkraft wegen Krankheit, Fortbildung oder  sonstiger 

triftiger Gründe ist die Assistenzkraft auf Anordnu ng des Er-
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halters befugt, für einen Zeitraum von höchstens fü nf aufein-

ander folgenden Tagen die Betreuung der Kinder in d er be-

treffenden Kinderbetreuungsgruppe allein zu überneh men. Die 

Landesregierung ist hiervon in Kenntnis zu setzten.  

 

§ 30 

Leitung 

  (1) Der Erhalter hat für jede Art der in einer Ki nderbetreu-

ungseinrichtung geführten Kinderbetreuungsgruppen e ine grup-

penführende pädagogische Fachkraft (§ 29 Abs. 2) mi t deren 

Leitung zu betrauen. Die Leitung besteht in pädagog ischer und 

administrativer Hinsicht. Erfüllt der Erhalter die entspre-

chenden Anstellungserfordernisse, so kann er die Le itung 

selbst wahrnehmen.  

  (2) Die mit der Leitung betraute Person sowie jed er Wechsel 

in dieser Funktion ist der Landesregierung bekannt zu geben. 

 

§ 31 

Anstellungserfordernisse 

  (1) Fachliche Anstellungserfordernisse sind: 

  a) für pädagogische Fachkräfte für Kinderkrippeng ruppen die 

erfolgreiche Ablegung  

  1. der Reife- und Diplomprüfung für Kindergärten oder  

  2. der Diplomprüfung für Kindergartenpädagogik,  

  jeweils mit der Zusatzausbildung in Früherziehung , 

  b) für pädagogische Fachkräfte für Kindergartengr uppen die 

erfolgreiche Ablegung  

  1. der Reife- und Diplomprüfung für Kindergärten oder  

  2. der Diplomprüfung für Kindergartenpädagogik, 

  c) für pädagogische Fachkräfte für Hortgruppen un d an Schü-

lerheimen, die ausschließlich oder vorwiegend für S chüler von 

Pflichtschulen mit Ausnahme von Sonderschulen besti mmt sind, 

die erfolgreiche Ablegung 

1.  der Reife- und Diplomprüfung für Horte, 
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2.  der Diplomprüfung für Sozialpädagogik, 

3.  der Reife- oder Befähigungsprüfung für Erzieher ode r 

4.  einer Lehrbefähigungs- oder Lehramtsprüfung, 

  d) für pädagogische Fachkräfte für heilpädagogisc he Kinder-

krippen- und Kindergartengruppen sowie für Integrat ionskinder-

krippen- und Integrationskindergartengruppen die er folgreiche 

Ablegung der Diplomprüfung für Sonderkindergärten u nd Frühför-

derung, 

  e) für pädagogische Fachkräfte für heilpädagogisc he Hort-

gruppen und Integrationshortgruppen sowie an Schüle rheimen, 

die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von Sonder-

schulen bestimmt sind, die erfolgreiche Ablegung 

1.  der Diplomprüfung für Sondererzieher an Horten oder  

2.  einer Lehrbefähigungs- oder Lehramtsprüfung für Son der-

schulen. 

  (2) Die im Abs. 1 genannten Qualifikationen sind durch Zeug-

nisse öffentlicher oder mit dem Öffentlichkeitsrech t ausge-

statteter Schulen oder staatlicher Prüfungskommissi onen, die 

aufgrund schulrechtlicher Vorschriften eingerichtet  sind, 

nachzuweisen. 

  (3) Von anderen Staaten ausgestellte Zeugnisse si nd, sofern 

sie sich nicht auf eine nach § 35 anzuerkennende Au sbildung 

beziehen, als Nachweis der Erfüllung des jeweiligen  An-

stellungserfordernisses nach Abs. 1 nur zuzulassen,  wenn sie 

schulbehördlich österreichischen Zeugnissen der ver langten Art 

als gleichwertig anerkannt (nostrifiziert) worden s ind. 

 

§ 32 

Anstellungserfordernisse bei 

zeitlich befristeter Verwendung 

  (1) Stehen entsprechend qualifizierte Bewerber (§  31 Abs. 1) 

nachweislich nicht zur Verfügung, so dürfen im Rahm en von 

kündbaren Dienstverhältnissen, die keinen Rechtsans pruch des 

Dienstnehmers auf Umwandlung in ein unkündbares Die nstverhält-

nis begründen, auch verwendet werden: 
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  a) als pädagogische Fachkräfte für Kinderkrippen-  und Kin-

dergartengruppen Personen, die über eine mindestens  einjährige 

Erfahrung in der Erziehung und Betreuung einer Grup pe von 

Kleinkindern verfügen,  

  b) als pädagogische Fachkräfte für Hortgruppen un d an Schü-

lerheimen, die ausschließlich oder vorwiegend für S chüler von 

Pflichtschulen mit Ausnahme von Sonderschulen besti mmt sind, 

Personen, die 

1.  über eine hinreichende Erfahrung in der Erziehung u nd 

Betreuung einer Gruppe von schulpflichtigen Kindern  

verfügen oder 

2.  eine höhere oder eine mindestens dreijährige mittle re 

Schule mit Erfolg abgeschlossen haben; 

  dies gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, das s zumindest 

eine pädagogische Fachkraft in der betreffenden Kin derbetreu-

ungseinrichtung oder im betreffenden Schülerheim da s Anstel-

lungserfordernis nach § 31 Abs. 1 lit. c erfüllt, 

  c) als pädagogische Fachkräfte für heilpädagogisc he Kinder-

krippen- und Kindergartengruppen sowie für Integrat ionskinder-

krippen- und Integrationskindergartengruppen Person en, die die 

Anstellungserfordernisse nach § 31 lit. a bis c erf üllen, 

  d) als pädagogische Fachkräfte für heilpädagogisc he Hort-

gruppen und für Integrationshortgruppen sowie an Sc hüler-

heimen, die ausschließlich oder vorwiegend für Schü ler von 

Sonderschulen bestimmt sind,  

1.  Personen, die die Anstellungserfordernisse nach § 3 1 

Abs. 1 lit. c erfüllen, oder, 

2.  wenn ein entsprechend qualifizierter Bewerber nachw eis-

lich nicht zur Verfügung steht, auch Personen, die die 

Anstellungserfordernisse nach § 31 Abs. 1 lit. a un d b 

erfüllen. 

  (2) Sobald entsprechend qualifizierte Bewerber (§  31 Abs. 1) 

zur Verfügung stehen, dürfen pädagogische Fachkräft e, die nur 

die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllen, in der be treffenden 

Funktion nicht mehr weiterverwendet werden. 
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§ 33 

Zusatzerfordernisse für leitende 

pädagogische Fachkräfte 

  (1) Als leitende pädagogische Fachkräfte (§ 30) 

  a) von Kinderkrippengruppen, 

  b) von Kindergartengruppen, 

  c) von Hortgruppen und von Schülerheimen, die aus schließlich 

oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen mit Ausnahme 

von Sonderschulen bestimmt sind, 

  d) von heilpädagogischen Kinderkrippen- und Kinde rgarten-

gruppen, 

  e) von heilpädagogischen Hortgruppen und von Schü lerheimen, 

die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von Sonder-

schulen bestimmt sind,  

  dürfen nur Personen verwendet werden, die zusätzl ich zu den 

Anstellungserfordernissen nach § 31 Abs. 1 einen Ku rs in Ers-

ter Hilfe besucht und im Hinblick auf die jeweilige  Leiter-

funktion eine mindestens dreijährige Tätigkeit als pädago-

gische Fachkraft in einer entsprechenden Kinderbetr euungs-

gruppe oder einem entsprechenden Schülerheim nach l it. a bis e 

ausgeübt haben. 

  (2) Stehen Bewerber mit einer entsprechenden drei jährigen 

Praxis nachweislich nicht zur Verfügung, so können mit der 

Leitung auch Personen betraut werden, die nur die j eweiligen 

Anstellungserfordernisse nach § 31 Abs. 1 erfüllen und einen 

Kurs in Erster Hilfe besucht haben. 

 

§ 34 

Anerkennung inländischer Ausbildungen 

  (1) Die Landesregierung hat auf Antrag eine im In land er-

folgreich absolvierte Ausbildung als dem jeweiligen  Anstel-

lungserfordernis nach § 31 Abs. 1 gleichwertig anzu erkennen. 

§ 35 Abs. 3 bis 12 gilt mit der Maßgabe, dass als B egünstigter 

jeder Inhaber des entsprechenden Befähigungs- oder Ausbil-

dungsnachweises gilt. 
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  (2) Die Landesregierung kann durch Verordnung näh ere Bestim-

mungen darüber erlassen, ob und inwieweit eine Ausb ildung im 

Sinn des Abs. 1 allein oder in Verbindung mit einer  Berufs-

praxis sowie gegebenenfalls in Verbindung mit der A bsolvierung 

eines Anpassungslehrganges oder einer Eignungsprüfu ng dem je-

weiligen Anstellungserfordernis nach § 31 Abs. 1 gl eichwertig 

ist. 

 

§ 35 

Anerkennung von Ausbildungen im Rahmen der 

europäischen Integration 

  (1) Begünstigte im Sinn des Abs. 2 erfüllen die A nstellungs-

erfordernisse nach § 31 Abs. 1 auch dann, wenn ihre  Ausbildung 

allein oder in Verbindung mit einer Berufspraxis al s dem je-

weiligen Anstellungserfordernis gleichwertig anerka nnt wurde.  

  (2) Begünstigte sind: 

  a) Unionsbürger und Staatsangehörige anderer Vert ragsstaaten 

des EWR-Abkommens und der Schweiz, 

  b) Angehörige der in der lit. a genannten Persone n; dazu 

zählen:  

1.  ihre Ehegatten, 

2.  ihre eingetragenen Partner, sofern die eingetragene  Part-

nerschaft nach den Rechtsvorschriften eines EU-Mitg lied-

staates, eines anderen Vertragsstaates des EWR-Abko mmens 

oder der Schweiz eingegangen wurde, 

3.  ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehegatten oder 

eingetragenen Partner in absteigender Linie bis zur  Voll-

endung des 21. Lebensjahres und, sofern sie ihnen U nter-

halt gewähren, darüber hinaus, 

4.  ihre Verwandten und die Verwandten ihrer Ehegatten oder 

eingetragenen Partner in aufsteigender Linie, sofer n sie 

ihnen Unterhalt gewähren, 

  c) Staatsangehörige anderer Staaten, soweit sie a ufgrund von 

Verträgen im Rahmen der europäischen Integration Un ionsbürgern 

hinsichtlich der Arbeitsbedingungen gleichgestellt sind, 
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  d) Personen, die über einen Aufenthaltstitel „Dau eraufent-

halt-EG“ oder „Daueraufenthalt-Familienangehöriger“  nach § 45 

bzw. § 48 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz es, ver-

fügen. 

  (3) Die Landesregierung hat auf Antrag eines Begü nstigten 

eine erfolgreich absolvierte Ausbildung als dem jew eiligen An-

stellungserfordernis nach § 31 Abs. 1 gleichwertig anzuer-

kennen, wenn diese Ausbildung außer im Fall des Art . 12 Abs. 2 

zweiter Satz der Richtlinie 2005/36/EG zumindest de m Niveau 

nach Art. 11 lit. b der Richtlinie 2005/36/EG entsp richt und 

wenn 

  a) diese Ausbildung in einem EU-Mitgliedstaat, in  einem an-

deren Vertragsstaat des EWR-Abkommens, in der Schwe iz oder in 

einem anderen Staat im Sinn des Abs. 2 lit. c Vorau ssetzung 

für die Ausübung eines einer Verwendung nach § 31 A bs. 1 im 

Wesentlichen entsprechenden Berufes ist oder 

  b) diese Ausbildung in einem der in der lit. a ge nannten 

Staaten reglementiert im Sinn des Art. 3 Abs. 1 lit . e der 

Richtlinie 2005/36/EG ist oder 

  c) es sich bei dieser Ausbildung um eine gleichge stellte 

Ausbildung im Sinn des Art. 12 der Richtlinie 2005/ 36/EG han-

delt. 

  (4) Die Landesregierung hat auf Antrag eines Begü nstigten, 

der die Voraussetzungen nach Abs. 3 nicht erfüllt, die Aus-

übung eines einer Verwendung nach § 31 Abs. 1 im We sentlichen 

entsprechenden Berufes als dem jeweiligen Anstellun gserforder-

nis gleichwertig anzuerkennen, wenn er 

  a) diesen Beruf in den letzten zehn Jahren vor de r Antrag-

stellung in einem im Abs. 3 lit. a genannten Staat,  nach des-

sen Recht dieser Beruf auch ohne eine bestimmte fac hliche Be-

fähigung ausgeübt werden darf, mindestens zwei Jahr e lang 

vollzeitlich bzw. im Fall einer Teilzeitbeschäftigu ng ent-

sprechend länger ausgeübt hat, und 

  b) für die Ausübung dieses Berufes eine Ausbildun g erfolg-

reich absolviert hat, die zumindest dem Niveau nach  Art. 11 

lit. b der Richtlinie 2005/36/EG entspricht. 
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  (5) Die Ausbildung bzw. Prüfung im Sinn des Abs. 3 oder 4 

lit. b ist durch Befähigungs- oder Ausbildungsnachw eise, die 

von den nach den Rechtsvorschriften des betreffende n Staates 

zuständigen Behörden oder Stellen ausgestellt worde n sind, 

nachzuweisen. Die Ausbildung oder Prüfung muss über wiegend in 

einem oder mehreren der im Abs. 3 lit. a genannten Staaten ab-

solviert bzw. in einem solchen Staat abgelegt worde n sein. 

Dies gilt nicht, wenn der betreffende Beruf in eine m der im 

Abs. 3 lit. a genannten Staaten aufgrund einer von diesem an-

erkannten, in einem Drittstaat absolvierten Ausbild ung bzw. 

abgelegten Prüfung zumindest drei Jahre lang vollze itlich bzw. 

im Fall einer Teilzeitbeschäftigung entsprechend lä nger ausge-

übt wurde. Die Ausübung des Berufes ist durch eine Bescheini-

gung des betreffenden Staates nachzuweisen. 

  (6) Die Anerkennung ist unter der aufschiebenden Bedingung 

auszusprechen, dass der Antragsteller nach seiner W ahl ent-

weder einen höchstens dreijährigen Anpassungslehrga ng nach 

Art. 3 Abs. 1 lit. g der Richtlinie 2005/36/EG abso lviert oder 

eine Eignungsprüfung nach Art. 3 Abs. 1 lit. h der Richtlinie 

2005/36/EG erfolgreich ablegt, wenn 

  a) die Dauer seiner Ausbildung im Sinn des Abs. 3  oder 4 

lit. b einschließlich der allgemeinen Schulausbildu ng weniger 

als zwölf Jahre beträgt oder 

  b) seine Ausbildung oder Prüfung in jenen Fächern , deren 

Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für eine Ve rwendung 

nach § 31 Abs. 1 ist, im Vergleich zum jeweiligen A nstellungs-

erfordernis hinsichtlich der vermittelten Inhalte w esentlich 

von dieser Ausbildung abweicht oder 

  c) er im Fall des Abs. 3 in Fächern, deren Kenntn is eine 

wesentliche Voraussetzung für eine Verwendung nach § 31 Abs. 1 

ist, keine Ausbildung bzw. Prüfung oder eine Ausbil dung bzw. 

Prüfung nur in dem in der lit. b umschriebenen Umfa ng absol-

viert hat, weil diese Verwendung auch Bereiche umfa sst, die 

nach den Rechtsvorschriften des betreffenden Staate s nicht 

Teil des Berufsbildes sind. 

  (7) Die Einzelheiten der Anerkennung sind im Aner kennungsbe-

scheid festzulegen. Bei der Festlegung des Umfanges  des An-

passungslehrganges bzw. der Eignungsprüfung ist zu berücksich-
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tigen, ob der Antragsteller im Rahmen einer Berufsp raxis in 

einem im Abs. 3 lit. a genannten Staat oder einem D rittstaat 

Kenntnisse erworben hat, die die Unterschiede in de r Ausbil-

dung bzw. Prüfung ausgleichen. Werden diese Untersc hiede zur 

Gänze ausgeglichen, so darf ein Anpassungslehrgang bzw. eine 

Eignungsprüfung nicht vorgeschrieben werden. 

  (8) Die Absolvierung des Anpassungslehrganges bzw . die Able-

gung der Ergänzungsprüfung hat innerhalb von vier J ahren nach 

der Anerkennung der Ausbildung zu erfolgen. Wird di ese Frist 

nicht eingehalten, so ist die Anerkennung für erlos chen zu er-

klären. Anlässlich der Anerkennung ist auf diese Re chtsfolge 

hinzuweisen. 

  (9) In den Fällen des Abs. 6 bedarf es für die An erkennung 

jedoch nicht der Absolvierung eines Anpassungslehrg anges bzw. 

der Ablegung einer Eignungsprüfung, wenn die Ausbil dung oder 

Prüfung des Antragstellers, allenfalls in Verbindun g mit einer 

Berufsvorbereitung oder Berufspraxis, jene Kriterie n erfüllt, 

die die Europäische Kommission in den nach Art. 15 Abs. 2 der 

Richtlinie 2005/36/EG im Zusammenhang mit der Vorla ge gemein-

samer Plattformen angenommenen Maßnahmen vorgegeben  hat. 

  (10) Anträge auf Anerkennung sind schriftlich ein zubringen. 

Der Antrag hat das Anstellungserfordernis, auf das sich die 

Anerkennung beziehen soll, sowie die Ausbildung bzw . Prüfung 

einschließlich allfälliger Zeiten der Berufsausübun g, aufgrund 

deren die Anerkennung vorgenommen werden soll, zu b ezeichnen. 

Dem Antrag sind weiters die entsprechenden Befähigu ngs- oder 

Ausbildungsnachweise und gegebenenfalls die Beschei nigungen 

über eine Berufsausübung im Sinn des Abs. 5 im Orig inal oder 

als Kopien anzuschließen. Die Landesregierung hat d em Antrag-

steller das Einlangen des Antrages unverzüglich, lä ngstens je-

doch innerhalb eines Monats, zu bestätigen. Liegen die erfor-

derlichen Nachweise nicht oder nicht vollständig vo r, so ist 

gleichzeitig ein Mängelbehebungsauftrag nach § 13 A bs. 3 des 

Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 zu e rteilen. 

  (11) Die Landesregierung hat über Anträge auf Ane rkennung 

ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber innerhalb von vier 

Monaten nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen , zu ent-

scheiden. 
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  (12) Gegen Bescheide nach den Abs. 3, 4, 6 und 8 ist die Be-

rufung an den Unabhängigen Verwaltungssenat zulässi g. 

  (13) Die Landesregierung kann durch Verordnung nä here Be-

stimmungen darüber erlassen, ob und inwieweit besti mmte Aus-

bildungen im Sinn des Abs. 3 und 4 lit. b allein od er in Ver-

bindung mit einer Berufspraxis sowie gegebenenfalls  in Verbin-

dung mit der Absolvierung eines Anpassungslehrgange s oder 

einer Eignungsprüfung dem jeweiligen Anstellungserf ordernis 

nach § 31 Abs. 1 gleichwertig sind. 

 

§ 36 

Aufsichts- und Meldepflicht 

  (1) Dem Personal einer Kinderbetreuungseinrichtun g obliegt 

neben den ihm sonst zukommenden Aufgaben auch die P flicht zur 

Beaufsichtigung der Kinder während des Besuchs der Kinderbe-

treuungseinrichtung. Die Aufsichtspflicht des Perso nals be-

ginnt mit der Übernahme des Kindes. Sie endet bei n icht schul-

pflichtigen Kindern mit der Übergabe an die Eltern oder an 

Personen, die von den Eltern zur Übernahme des Kind es bevoll-

mächtigt wurden. Bei schulpflichtigen Kindern endet  die Auf-

sichtspflicht nach Verlassen der Kinderbetreuungsei nrichtung. 

  (2) Die pädagogischen Fachkräfte haben dem Jugend wohlfahrts-

träger den Verdacht der Vernachlässigung, der Missh andlung 

oder des sexuellen Missbrauchs von Kindern, die in der Kinder-

betreuungseinrichtungen betreut werden, unverzüglic h zu 

melden. 

 

§ 37 

Hospitieren, Praktizieren 

  (1) Der Erhalter hat 

  a) Schülern von Bildungsanstalten für Kindergarte npädagogik 

bzw. des Kollegs für Sozialpädagogik, 

  b) mit Genehmigung der Landesregierung auch Schül ern von an-

deren Bildungseinrichtungen, 

  das Hospitieren und Praktizieren in der Kinderbet reuungsein-

richtung zu gestatten, wenn dadurch der ordnungsgem äße Betrieb 
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nicht gestört wird. 

  (2) Die im Abs. 1 genannten Bildungseinrichtungen  haben vor 

der Auswahl der für das Hospitieren und Praktiziere n in Be-

tracht kommenden Kinderbetreuungseinrichtungen das Einverneh-

men mit der Landesregierung herzustellen.  

  (3) Das Hospitieren und Praktizieren hat unter de r Aufsicht 

einer pädagogischen Fachkraft zu erfolgen. 

 

5. Abschnitt 

Finanzierung von Kinderbetreuungseinrichtungen 

§ 38 

Förderungen des Landes 

  (1) Das Land Tirol hat Erhaltern von in Tirol bet riebenen 

Kinderbetreuungseinrichtungen nach Maßgabe der Abs.  2 bis 8 

einen jährlichen Beitrag zum Personalaufwand zu lei sten. Dies 

gilt nicht für Kinderbetreuungseinrichtungen, die v om Bund be-

trieben werden. 

  (2) Der Beitrag ist nur unter der Voraussetzung z u leisten, 

dass 

  a) die in diesem Gesetz vorgeschriebene Gruppengr öße und der 

vorgeschriebene Mindestpersonaleinsatz eingehalten werden, 

  b) die Kinderbetreuungseinrichtung nicht in Gewin ner-

zielungsabsicht betrieben wird und 

  c) die Kinderbetreuungseinrichtung zumindest währ end des 

Kindergartenjahres geöffnet ist. 

  (3) Der Beitrag besteht aus 

  a) einem für die Öffnung während des Kindergarten jahres ge-

bührenden Grundbeitrag für jede Kinderbetreuungsgru ppe abhän-

gig von der Wochenöffnungszeit und 

  b) Zuschlägen für bestimmte Mehrleistungen. 

  Der Grundbeitrag und die Zuschläge bemessen sich nach dem 

jeweiligen Jahresentgelt eines Vertragsbediensteten  der Ent-

lohnungsstufe 6 der Entlohnungsgruppe ki nach dem G emeinde-

Vertragsbedienstetengesetz, LGBl. Nr. 68/2001, in d er jeweils 
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geltenden Fassung (Bemessungsgrundlage). Ihre Höhe wird je-

weils in einem Prozentsatz dieser Bemessungsgrundla ge ausge-

drückt (Fördersatz). 

  (4) Für den Grundbeitrag gelten folgende Fördersä tze: 

 

Wochen-

öffnungszeit  

 

erste Gruppe  
jede weitere  

Gruppe 

20h 

21h 

22h 

23h 

24h 

80 % 

83 % 

86 % 

89 % 

92 % 

10 % 

13 % 

16 % 

19 % 

22 % 

25h 95 % 25 % 

26h 

27h 

28h 

29h 

30h 

98 % 

101 % 

104 % 

107 % 

110 % 

28 % 

31 % 

34 % 

37 % 

40 % 

35h 125 % 55 % 

40h 140 % 70 % 

45h 155 % 85 % 

50h 170 % 100 % 

55h 185 % 115 % 

60h 200 % 130 % 

 

  Werden in einer Kinderbetreuungseinrichtung versc hiedene 

Arten von Kinderbetreuungsgruppen geführt, so gebüh rt der 

Grundbeitrag in der für die erste Gruppe vorgesehen en Höhe 

nicht nur einmalig, sondern für die jeweils erste G ruppe der 

jeweiligen Gruppenart (Kinderkrippen-, Kindergarten - bzw. 

Hortgruppen). 
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  (5) Zum Grundbeitrag nach Abs. 4 gebühren Zuschlä ge mit fol-

genden Fördersätzen: 

  a) ein Zuschlag von 5 % für jede Kinderbetreuungs gruppe, die 

ein Mittagessen anbietet, 

  b) ein Zuschlag von 5 % für jede Kinderbetreuungs gruppe nach 

§ 21 Abs. 6, 

  c) ein Zuschlag von 10 % für jede Kinderbetreuung sgruppe, 

die mit einer Unterbrechung von nicht mehr als 25 W erktagen 

pro Kinderbetreuungsjahr geführt wird, 

  d) ein Zuschlag von 20 % für jede Kinderbetreuung sgruppe, 

die ohne Jahresunterbrechung geführt wird. 

  (6) Tritt innerhalb des Kinderbetreuungsjahres ei ne Änderung 

der Voraussetzungen nach den Abs. 2, 3, 4 oder 5 ei n, so ist 

der Grundbeitrag bzw. der Zuschlag aliquot zu leist en. 

  (7) Das Land Tirol kann den Einsatz von Stützkräf ten in Kin-

derbetreuungsgruppen mit Einzelintegration sowie de n Einsatz 

von Assistenzkräften fördern. Bei der Höhe der Förd erung ist 

die finanzielle Leistungskraft des Erhalters zu 

berücksichtigen. 

  (8) Die Abwicklung der Beitrags- und Förderleistu ngen ist 

durch Richtlinien der Landesregierung näher zu rege ln. Diese 

haben insbesondere nähere Bestimmungen über die Vor aussetzun-

gen, die Höhe und die Geltendmachung einschließlich  der Vor-

lage erforderlicher Unterlagen, das Verfahren, die Auszah-

lungsmodalitäten sowie die Rückabwicklung und den W iderruf im 

Fall der Nichteinhaltung der gesetzlich oder in den  Richt-

linien bestimmten Voraussetzungen zu enthalten. 

 

§ 39 

Elternbeiträge 

  Der Erhalter kann, ausgenommen im Rahmen der entg eltfreien 

Kindergartenjahre nach § 40, zur Deckung der Kosten  der Erhal-

tung der Kinderbetreuungseinrichtung, der Kinderbet reuung, 

einer allfälligen Verpflegung der Kinder und der Te ilnahme an 

Spezialangeboten von den Eltern ein angemessenes En tgelt für 

den Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung verlange n. Dieses 
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Entgelt darf höchstens kostendeckend sein und ist t arifmäßig 

festzusetzen. In öffentlichen Kinderbetreuungseinri chtungen 

ist das Entgelt mit Rücksicht auf die wirtschaftlic hen und 

sozialen Verhältnisse der Eltern zu ermäßigen oder nachzu-

sehen.  

 

§ 40 

Entgeltfreie Kindergartenjahre 

  (1) Der Besuch einer Kindergartengruppe ist für K inder, die 

am 31. August vor dem Beginn des Kindergartenjahres  ihr vier-

tes Lebensjahr bereits vollendet haben, im Ausmaß d er Besuchs-

pflicht (§ 26 Abs. 2) entgeltfrei. Dies schließt ei n allfälli-

ges Entgelt für die Verpflegung, für die Teilnahme an Spezial-

angeboten oder für die Betreuung außerhalb der besu chspflich-

tigen Zeiten und außerhalb des Kindergartenjahres n icht aus. 

  (2) Das Land Tirol hat einem Erhalter, der in sei ner Kinder-

betreuungseinrichtung eine Kindergartengruppe führt , in pau-

schalierter Form jene Elternbeiträge zu ersetzen, d ie diesem 

aufgrund der Entgeltfreiheit nach Abs. 1 entgangen sind.  

 

6. Abschnitt 

Aufsicht über Kinderbetreuungseinrichtungen 

§ 41 

Rechtliche und pädagogische Aufsicht 

  (1) Der Betrieb einer Kinderbetreuungseinrichtung  unterliegt 

der Aufsicht durch die Landesregierung. 

  (2) Die Landesregierung hat die Aufsicht dahingeh end auszu-

üben, dass  

  a) die Erhalter die ihnen nach diesem Gesetz obli egenden 

Aufgaben erfüllen und die gesetzlichen Anforderunge n an eine 

ordnungsgemäße Kinderbetreuung einhalten (rechtlich e Aufsicht) 

und 

  b) die pädagogischen Fachkräfte die Bildung, Betr euung, Er-

ziehung und Pflege der Kinder in den Kinderbetreuun gseinrich-

tungen entsprechend den gesetzlich vorgesehenen päd agogischen 

Grundsätzen erfüllen (pädagogische Aufsicht); zur p ädago-
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gischen Aufsicht gehören insbesondere auch die Bera tung des 

pädagogischen Fachpersonals und die regelmäßige Übe rprüfung 

der pädagogischen Tätigkeit. 

  (3) Die Landesregierung hat für die Ausübung der pädago-

gischen Aufsicht entsprechend qualifizierte Organe mit aus-

reichender praktischer Erfahrung in der Kinderbetre uung 

heranzuziehen. 

  (4) Die Erhalter und das Personal haben die Ausüb ung der 

Aufsicht durch die Landesregierung zu ermöglichen. Insbeson-

dere haben sie den Aufsichtsorganen und sonstigen B eauftragten 

der Landesregierung 

  a) alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 

  b) die erforderliche Einsicht in Unterlagen und e lektronisch 

geführte Aufzeichnungen zu gewähren, 

  c) den Zutritt zu den Gebäuden, Räumen und Liegen schaften 

der Kinderbetreuungseinrichtung zu gewähren, 

  d) die Beobachtung des Betriebs einschließlich Ge spräche mit 

den Kindern und die Einsicht in die Aufzeichnungen über den 

Betrieb zu ermöglichen. 

 

§ 42 

Mängelbehebung, Entzug der Genehmigung 

  (1) Stellt die Landesregierung behebbare Mängel f est, so hat 

sie dem Erhalter die Behebung dieser Mängel innerha lb einer 

angemessen festzusetzenden Frist aufzutragen. 

  (2) Wird durch einen solchen Mangel das Kindeswoh l erheblich 

und unmittelbar gefährdet, so ist zudem der weitere  Betrieb 

der Kinderbetreuungseinrichtung bis zur Behebung di eses Man-

gels zu untersagen. 

  (3) Die Landesregierung hat die Genehmigung zur E rrichtung 

einer Kinderbetreuungseinrichtung zu entziehen, wen n 

  a) 1. eine der Voraussetzungen für die Errichtung  

nachträglich weggefallen ist und  

     2. der Erhalter seiner Verpflichtung zur Still legung nach 

§ 14 Abs. 2 nicht unverzüglich nachgekommen ist ode r 
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  b) die Ausübung der Aufsicht durch die Landesregi erung 

wiederholt nicht ermöglicht wurde oder 

  c) der Erhalter einem Mängelbehebungsauftrag nich t fristge-

recht nachkommt und die Mängel so erheblich sind, d ass ein 

gesetzeskonformer Betrieb der Kinderbetreuungseinri chtung 

nicht gewährleistet oder das Kindeswohl gefährdet i st oder 

  d) unbehebbare Mängel festgestellt werden, durch die das 

Kindeswohl erheblich und unmittelbar gefährdet wird . 

  Mit dem Entzug der Genehmigung gilt die Kinderbet reuungsein-

richtung als stillgelegt. 

  (4) Für den Entzug der Genehmigung eines Kinderbe treuungs-

versuchs nach § 15 gilt Abs. 3 lit. a Z. 1, b, c un d d sinn-

gemäß. 

 

7. Abschnitt 

Tagesbetreuung, Kinderspielgruppen 

§ 43 

Genehmigung der Tagesbetreuung 

  (1) Die Tagesbetreuung von Kindern bedarf einer G enehmigung 

der Bezirksverwaltungsbehörde. Die Genehmigung ist zu er-

teilen, wenn aufgrund der Eignung der betreuenden P ersonen und 

der Beschaffenheit der für die Unterbringung der Ki nder be-

stimmten Räume eine ordnungsgemäße Betreuung gewähr leistet 

ist. 

  (2) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähe re Bestim-

mungen über die im Interesse einer ordnungsgemäßen Betreuung 

und des Kindeswohls erforderlichen Voraussetzungen für die 

Tagesbetreuung von Kindern zu erlassen. Die Verordn ung hat 

insbesondere Bestimmungen über die Lage und die Aus stattung 

der für die Unterbringung der Kinder bestimmten Räu me sowie 

über die Anforderungen an die Tagesmütter bzw. Tage sväter zu 

enthalten. Auf Antrag kann die Landesregierung mit Bescheid 

eine Nachsicht von diesen Anforderungen erteilen, w enn deren 

Erfüllung den Tagesmüttern, Tagesvätern bzw. dem Er halter 

wirtschaftlich nicht zumutbar ist und das Kindeswoh l dadurch 

nicht gefährdet wird. 
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  (3) Die Tagesbetreuung von Kindern unterliegt der  Aufsicht 

durch die Bezirksverwaltungsbehörde. Diese hat rege lmäßig zu 

überprüfen, ob die Tagesbetreuung entsprechend der Genehmigung 

ausgeübt wird. § 41 Abs. 4 und § 42 Abs. 1, 2 und 3  lit. a 

Z. 1, b, c und d gelten sinngemäß. 

  (4) Die Genehmigung nach Abs. 1 erlischt, wenn di e Tagesbe-

treuung mindestens fünf Jahre nicht mehr ausgeübt w urde. 

 

§ 44 

Förderung der Tagesbetreuung 

  (1) Das Land Tirol fördert die Tagesbetreuung von  Kindern. 

  (2) Die Förderung darf nur gewährt werden, wenn v on den El-

tern der betreuten Kinder ein finanzieller Beitrag für die 

Betreuung (Elternbeitrag) eingehoben wird. Bei der Gewährung 

der Förderung ist zudem darauf Bedacht zu nehmen, o b und in 

welchem Ausmaß Förderungen durch andere Stellen erf olgen. 

  (3) Die Abwicklung der Förderung ist durch Richtl inien der 

Landesregierung näher zu regeln. Diese haben insbes ondere 

nähere Bestimmungen über die Fördervoraussetzungen,  die Höhe 

und die Geltendmachung der Förderung einschließlich  der Vor-

lage erforderlicher Unterlagen, das Verfahren, die Auszah-

lungsmodalitäten sowie die Rückabwicklung und den W iderruf der 

Förderung im Fall der Nichteinhaltung der Fördervor aussetzun-

gen zu enthalten. In den Richtlinien ist weiters di e Höhe des 

verpflichtend einzuhebenden Elternbeitrags festzule gen. 

  (4) Die Gemeinden haben dem Land Tirol jährlich e inen Bei-

trag zu den dem Land Tirol entstehenden Kosten für die Förde-

rung der Tagesbetreuung von Kindern in der Höhe von  40 v. H. 

zu leisten. Dieser Beitrag ist von der Landesregier ung auf die 

Gemeinden aufzuteilen. Hiezu sind zunächst die auf die einzel-

nen politischen Bezirke entfallenden Kosten zu ermi tteln. Der 

Beitrag der einzelnen Gemeinden eines politischen B ezirkes ist 

dann von der Landesregierung nach der Finanzkraft f estzu-

setzen. Diese wird für jede Gemeinde ermittelt durc h die 

Bildung der Summe aus 
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  a) dem Aufkommen an Grundsteuer von den land- und  forstwirt-

schaftlichen Betrieben unter Zugrundelegung eines H ebesatzes 

von 360 v. H., 

  b) dem Aufkommen an Grundsteuer von den Grundstüc ken unter 

Zugrundelegung eines Hebesatzes von 360 v. H., 

  c) 39 v. H. der Erträge an Kommunalsteuer und Loh nsummen-

steuer, 

  d) dem Aufkommen an Abgabenertragsanteilen mit Au snahme des 

Getränkesteuerausgleiches, 

  e) der Hälfte des Aufkommens an Getränke- und Spe iseeis-

steuer und an Getränkesteuerausgleich jeweils des z weitvoran-

gegangenen Jahres. 

  Die Gemeinden haben auf Verlangen des Landes Tiro l viertel-

jährlich Vorschüsse in der Höhe je eines Sechstels des zu er-

wartenden Beitragsanteiles gegen nachträgliche Verr echnung zu 

überweisen. Die Vorschüsse sind unter Zugrundelegun g der im 

Landesvoranschlag für Zuschüsse Tagesmütteraktion v orgesehenen 

Einnahmen und Ausgaben zu ermitteln. 

 

§ 45 

Förderung von Kinderspielgruppen 

  Das Land Tirol kann die Einrichtung von Kinderspi elgruppen 

fördern. Die Abwicklung der Förderung ist durch Ric htlinien 

der Landesregierung näher zu regeln. Diese haben in sbesondere 

nähere Bestimmungen über die Fördervoraussetzungen,  die Höhe 

und die Geltendmachung der Förderung einschließlich  der Vor-

lage erforderlicher Unterlagen, das Verfahren, die Auszah-

lungsmodalitäten sowie die Rückabwicklung und den W iderruf des 

Beitrags im Fall der Nichteinhaltung der Fördervora ussetzungen 

zu enthalten. 
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8. Abschnitt 

Übergangs-, Straf- und Schlussbestimmungen  

§ 46 

Verwendung personenbezogener Daten 

  (1) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltung sbehörden 

dürfen in Wahrnehmung ihrer Zuständigkeiten nach di esem Gesetz 

die im Abs. 2 genannten Daten zum Zweck  

  a) der Durchführung der Sprachförderung, 

  b) der Bedarfserhebung nach § 9, 

  c) der Durchführung von integrativen Maßnahmen, 

  d) der Gewährleistung der Besuchspflicht, 

  e) der Kontrolle des Personaleinsatzes und der An stellungs-

erfordernisse, 

  f) der Durchführung des Hospitierens und des Prak tizierens, 

  g) der Gewährleistung der entgeltfreien Kindergar tenjahre, 

  h) der Abwicklung der finanziellen Förderungen, 

  i) der rechtlichen und pädagogischen Aufsicht übe r die Kin-

derbetreuungseinrichtungen, 

  j) der Genehmigung und Förderung der Tagesbetreuu ng, 

  k) der Förderung der Kinderspielgruppen und 

  l) der Statistik 

  verwenden. 

  (2) Folgende Daten dürfen für die in Abs. 1 genan nten Zwecke 

verwendet werden: 

  a) von Kindern: Vor- bzw. Familien- oder Nachname , Geburts-

datum, Geschlecht, Nationalität, Muttersprache, Ken ntnisse der 

deutschen Sprache, Adressdaten, Erreichbarkeitsdate n, erhöhter 

Förderbedarf, Name des Erhalters, Art der Betreuung  und Anwe-

senheitsdauer in der Kinderbetreuungseinrichtung, 

  b) von Eltern: Vor- bzw. Nach- oder Familienname,  Adress-

daten, Erreichbarkeitsdaten, Familienstand, Berufst ätigkeit, 

Höhe der geforderten und geleisteten Elternbeiträge , 
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  c) von Ansprechpersonen (Leitern, pädagogischen F achkräften, 

Hospitanten, Praktikanten, Assistenzkräften, Tagesm üttern, 

Tagesvätern, Stützkräften, Betreuern in Kinderspiel gruppen): 

Vor- bzw. Familien- oder Nachname, Adressdaten, Err eichbar-

keitsdaten, Muttersprache, Staatsangehörigkeit, Aus bildung, 

Berufspraxis, Beschäftigungsausmaß, 

  d) von Erhaltern, sofern sie natürliche Personen sind: Vor- 

bzw. Familien- oder Nachname, Adressdaten, Staatsan gehörig-

keit, Erreichbarkeitsdaten, 

  e) von Erhaltern, sofern sie juristische Personen  sind: 

Nachweis der Rechtsform (Gesellschaftsvertrag, Satz ungen), der 

vertretungsbefugten Organe und des Sitzes. 

  (3) Die Erhalter haben der Landesregierung über A ufforderung 

für Zwecke nach Abs. 1 die in Abs. 2 aufgezählten D aten zu 

übermitteln. Die Auskunftserteilung kann auch mitte ls automa-

tionsunterstützter Datenübermittlung oder mittels D atenträger-

austausches erfolgen. 

  (4) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltung sbehörden 

dürfen auf begründetes Ersuchen Daten nach Abs. 2 a n die Be-

hörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und de r Gemeinde-

verbände sowie an die Gerichte übermitteln, sofern diese Daten 

jeweils für die Erfüllung der diesen Organen oblieg enden Auf-

gaben erforderlich sind. 

  (5) Daten nach Abs. 2 lit. a und b sind längstens  drei Jahre 

nach dem Ende der Betreuung des Kindes in einer Kin derbetreu-

ungseinrichtung, durch Tagesbetreuung oder in einer  Kinder-

spielgruppe, jene nach Abs. 2 lit. c längstens drei  Jahre nach 

Beendigung der Tätigkeit in einer Kinderbetreuungse inrichtung, 

als Tagesmutter bzw. Tagesvater oder in einer Kinde rspiel-

gruppe, jene nach Abs. 2 lit. d und e längstens dre i Jahren 

nach dem Verlust der Erhaltereigenschaft zu löschen , soweit 

sie nicht in anhängigen Verfahren weiter benötigt w erden. 
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§ 47 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

  Die Gemeinde hat die ihr nach diesem Gesetz mit A usnahme der 

Aufgaben nach § 26 Abs. 6 obliegenden Aufgaben im e igenen Wir-

kungsbereich zu besorgen. 

 

§ 48 

Strafbestimmungen 

  (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer  

  a) als Erhalter 

1.  ohne Genehmigung nach § 10 Abs. 5 die zulässige Kin der-

höchstzahl nach § 10 Abs. 1 überschreitet oder 

2.  ohne Genehmigung nach § 10 Abs. 6 die vorgesehene K inder-

mindestzahl nach § 10 Abs. 1 unterschreitet oder 

3.  die für Kleingruppen nach § 10 Abs. 7 vorgesehene K inder-

mindestzahl unterschreitet, 

  b) als Erhalter ohne Genehmigung nach § 11 Abs. 3  die 

Öffnungszeiten nach § 11 Abs. 2 nicht einhält, 

  c) eine Kinderbetreuungseinrichtung ohne Anzeige nach § 13 

Abs. 3, vor dem Ablauf der im § 13 Abs. 4 vorgesehe nen Frist 

oder trotz Untersagung der Errichtung betreibt, 

  d) als Erhalter eine Kinderbetreuungseinrichtung nach der 

Stilllegung (§ 14 Abs. 1), entgegen der Verpflichtu ng zur 

Stilllegung (§ 14 Abs. 2) oder trotz des Entzugs de r Genehmi-

gung (§ 42 Abs. 3) weiter betreibt, 

  e) als Erhalter der Verpflichtung zur Mitteilung der 

Stilllegung an die Landesregierung (§ 14 Abs. 1 und  2) nicht 

rechtzeitig nachkommt, 

  f) als Erhalter einen Kinderbetreuungsversuch ohn e Genehmi-

gung nach § 15 Abs. 1 durchführt, 

  g) als Erhalter eine Kinderbetreuungsgruppe ohne Genehmigung 

nach § 18 Abs. 2 mit Einzelintegration führt, 

  h) als Erhalter eine alterserweiterte Kinderbetre uungsgruppe 

ohne Genehmigung nach § 21 Abs. 4 führt, 
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  i) als Erhalter eine Kindergartengruppe im Sinn d es § 21 

Abs. 6 ohne die nach dieser Bestimmung erforderlich e Genehmi-

gung führt, 

  j) als Erhalter entgegen § 41 Abs. 4 den mit der Aufsicht 

betrauten Organen den Zutritt zu den Gebäuden, Räum en und 

Liegenschaften der Kinderbetreuungseinrichtung verw eigert, die 

erforderlichen Ermittlungen durch diese Organe behi ndert oder 

die Einsicht in Aufzeichnungen oder die Erteilung v on Aus-

künften verweigert, 

  k) als Erhalter einem Mängelbehebungsauftrag nach  § 42 

Abs. 1 nicht fristgerecht entspricht, 

  l) als Erhalter einer privaten Kinderbetreuungsei nrichtung 

keine dem § 7 entsprechende Bezeichnung führt, 

  m) eine Tagesbetreuung ohne Genehmigung nach § 43  Abs. 1 

ausübt,  

  n) entgegen § 43 Abs. 3 in Verbindung mit § 41 Ab s. 4 den 

mit der Aufsicht betrauten Organen den Zutritt zu d en für die 

Tagesbetreuung bestimmten Räumen verweigert, die er forder-

lichen Ermittlungen durch diese Organe behindert od er die Ein-

sicht in Aufzeichnungen oder die Erteilung von Ausk ünften ver-

weigert, 

  o) der Verpflichtung zur Datenübermittlung nach §  46 Abs. 3 

nicht nachkommt, 

  p) als Elternteil gegen die Pflicht nach § 28 Abs . 4 letzter 

Satz verstößt, 

  q) als Elternteil gegen die Pflicht nach § 28 Abs . 6 ver-

stößt. 

  (2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän-

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet oder 

nach anderen Vorschriften mit strengerer Strafe bed roht ist, 

sind von der Bezirksverwaltungsbehörde Verwaltungsü bertretun-

gen nach Abs. 1 lit. a bis o mit Geldstrafe bis zu 700,- Euro, 

Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 lit. p und q m it Geld-

strafe bis zu 200,- Euro zu ahnden. 
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§ 49 

Übergangsbestimmungen 

  (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge setzes nach 

§ 35 des Tiroler Kindergarten- und Hortgesetzes ode r aufgrund 

früherer landesgesetzlicher Vorschriften errichtete n 

Kinderkrippen, Kindergärten und Horte gelten als na ch den 

Bestimmungen dieses Gesetzes errichtete und in Betr ieb 

genommene Kinderbetreuungseinrichtungen. 

  (2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge setzes be-

stehenden Kindergruppen dürfen höchstens für einen Zeitraum 

von fünf Jahren ab diesem Zeitpunkt weitergeführt w erden. Kin-

dergruppen sind Kinderspielgruppen mit einem höhere n Organisa-

tionsgrad, die jedenfalls während des Kindergartenj ahres und 

mindestens zwanzig Stunden in der Woche geöffnet ha ben. Auf 

Antrag des Erhalters kann eine Kindergruppe mit Gen ehmigung 

der Landesregierung zu einer Kinderkrippen- oder Ki ndergarten-

gruppe übergeführt werden. Anlässlich dieser Überfü hrung kann 

die Landesregierung, wenn dies im Interesse der Auf rechterhal-

tung eines bestehenden Betreuungsangebots gelegen i st, im Ge-

nehmigungsbescheid eine Nachsicht von einzelnen Anf orderungen 

nach § 12 hinsichtlich der im Zeitpunkt der Überfüh rung durch 

die Kindergruppe genutzten Räume und Einrichtungen erteilen, 

sofern dadurch die Interessen nach § 12 Abs. 1 nich t gefährdet 

werden. Wenn es zur Wahrung dieser Interessen erfor derlich 

ist, ist die Nachsicht befristet oder unter Bedingu ngen oder 

Auflagen zu erteilen. Diese Nachsicht gilt nicht fü r eine Neu-

errichtung oder einen Zubau. 

  (3) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetz es anhängi-

ge Verwaltungsverfahren sind nach der bisher gelten den Rechts-

lage weiterzuführen; dies gilt auch für anhängige V erwaltungs-

strafverfahren, sofern dies für den Beschuldigten o der die Be-

schuldigte günstiger ist. 

  (4) Die Bedarfserhebung nach § 9 hat erstmals im Jahr 2011 

bis spätestens 31. Dezember zu erfolgen. 

  (5) Die Öffnungszeitenregelung des § 11 ist bis s pätestens 

1. September 2011 umzusetzen. 

  (6) Das pädagogische Konzept nach § 16 ist bis sp ätestens 

31. Mai 2011 zu erstellen. 
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  (7) Die Gruppengrößen nach den §§ 10, 19 Abs. 2 u nd 20 

Abs. 2 sowie der Mindestpersonaleinsatz nach den §§  19 Abs. 3, 

20 Abs. 3 und 29 sind bis spätestens 1. September 2 012 

herzustellen.  

  (8) Die Frist für eine Anzeige nach § 26 Abs. 5 g ilt erst-

mals für das Kindergartenjahr 2011/2012. Für das Ki ndergarten-

jahr 2010/2011 kann eine solche Anzeige bis spätest ens 

31. Oktober 2010 erstattet werden. 

 

§ 50 

Umsetzung von Unionsrecht 

  Mit diesem Gesetz werden folgende Richtlinien umg esetzt: 

1.  Richtlinie 2003/109/EG des Rates betreffend die Rec hts-

stellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Dr itt-

staatsangehörigen, ABl. 2004 Nr. L 16, S. 44, 

2.  Richtlinie 2004/38/EG des Rates über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im  

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen u nd 

aufzuhalten, ABl. 2004 Nr. L 229, S. 35, 

3.  Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments u nd des 

Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikatione n, 

ABl. 2005 Nr. L 255, S. 22, 

4.  Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl . 2006 

Nr. L 376, S. 36. 

 

§ 51 

In- und Außerkrafttreten 

  (1) Dieses Gesetz tritt, soweit im Abs. 2 nichts anderes 

bestimmt ist, mit 1. September 2010 in Kraft. 

  (2) § 44 Abs. 4 tritt mit 1. Jänner 2011 in Kraft . 

  (3) Das Tiroler Kindergarten- und Hortgesetz, LGB l. Nr. 

14/1973, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr . xx/2010, 

und das Gesetz über die fachlichen Anstellungserfor dernisse 

für Kindergärtnerinnen und für Erzieher an Horten u nd an 
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Schülerheimen, LGBl. Nr. 58/1996, in der Fassung de s Gesetzes 

LGBl. Nr. 76/2007, treten mit dem Ablauf des 31. Au gust 2010 

außer Kraft. 

 


